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Vorwort 

Die vorliegende Arbeil stellt die erweilerte Fassung eines 

Aufsatzes dar, der für die "Zeitschrift für Geschichtswis­
senschaft" geschrieben wurde. 

Es handelt sich dabei um den ersten Versuch, die vom 

Präsidium des Hauptvorstandes unserer Partei gebilligten 

Thesen zur Geschichte der CDU zur Grundlage einer siclt 

mit einem SpeziaIthema beschäftigenden historischen Un­

tersuchung zu nehmen, Dabei wurde insbesondere Werl 

darauf gelegt, die in den Thesen herausgearbeiteten grund­

sätzlichen Erkenntnisse mit dem entsprechenden Quellen­

material zu belegen, 

Die Arbeit erhebt nalürlich nicht Anspruch darauf, etwa 

eine "Geschichte der CDU von 1945 bis 1950" darzustellen. 

Ein solches Ziel hatte der Verfasser nicht, und ein solches 

Ziel anzustreben, ist es wohl noch zu früh. 

Die Schrift soll vielmehr zeigen, wie sich der Kampf der 

fortschrittlichen Kräfte in unserer Partei gegen die Reak­

tion vollzog, und sie soll darlegen, mit welchen MittellI 

die reaktionären Kräfte die CDU zu einem fnstrument ihre ... 

konterrevolutionären Kampfes machen wollten. 

Im Blick auf den 10, Jahrestag der Gründung der DDR 

ist diese Arbeil von hohem aktuellem Interesse; sie wiJi 

ein Beitrag zum ideologischen und politischen Kampf un­

serer Partei für den sozialistischen Aufbau und gegen den 

klerikal-militaristischen Obrigkeitsstaat sein. 
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Am 28. Januar 1950 beschloß -der politische Ausschuß der 
Christlich-Demokratischen Union eine bedeutsame Erklä­
rung, in der er, ein Vierteljahr n'ach Gründung der Deut­
schen Demokratischen Republik; präzis die Position be­
schrieb, die die christlichen lDemokraten gegenüber dem 
ersten Staat der Arbeiter und Bauern in der deutschen 
Geschlchte einzunehmen haben. In dieser Erklärung wird 
gefordert, "daß der christliche Demokrat in der Deutschen 
Demokratischen Republik sei n e Republik erkennt, und 
daß er ihr freudiger Träger, ihr aufmerksamer Wächter 
und ihr entschlossener Verteidioger dst".l) 

In dieser Erklärung ,heißt es wei·ter: 
"Der christliche Demokrat verteidigt diese demokratische 

Ordnung (gemeint ist die geselLschaftliche Ordnung der 
DDR. G. W.) als ein Element der Sicherung des Friedens. 
Von dem Willen eriiillt, Deutschland mit friedlichen Mit­
teln zu befreien, steht er vorbehaltlos in dem Lager des 
Frieden<> Wld erblickt in der Freundschaft zu den Völkern 
der UdSSR und der Volksdemokratien die entscheidende 
Voraussetzung jeder deutschen Politik überhaupt."2) 

Wenn in dieser Erklärung schließlich eine klare Abs,age 
an die Adenauer-Politik und an die NATO, wenn dn ihr 
ein klares Beken:ntnis zur .Qder-Neiße-Grenze und zur 
aktiven Mitwirkung in der Nationalen Front des demokr.a­
tischen Deutschland Igefordert wi.rd., so Jst diese Erklärung 
der Christlich-Demokratischen Union vom 28. Januar 1950 
in der Tat ein bedeutSames Dokument sowohl für den 
fortschTittlichen Weg der Christlich-lDemokratischen Union 
als auch für den Prozeß der anneren Festigung der Deut­
schen Demokratischen Republik . 

Betrachtet man den geSChichtlichen Weg der Christlich­
Demokratiscl1en UniQn, so muß man freilich sagen, daß 
dieses Dokument das erste seiner Art I(nach dem Grün­
dungsaufruf vom 26. Juni 1945~ ist. In dieser Erklärung 
,der CDU vom 28,. Januar 19,50 w.:ird der Schlußstrich unter 
die vielfältigen Vel,"Suche gezogen, die Christlich-Demokra­
tische Union zu einem Element der Restauration und damit 
zu einem Brückenkopf der militärischen Machtpolitik des 
Imperialismus gegenüber den Staaten des Sozialismus zu 
machen. Gleichzeitig zeigt diese Erklärung die PerspektIve 
dafür, wti.e von den ctu"istlichen Demokraten die gesell­
schaftliche Verantwortung für die Schaffung einer dauer­
haften rFriedensordnung und e.iner Ordnung der soz.ialen 
Gerechtigkeit wahrgenommen werden kann. Das in dieser 
ErkläJ.:ung .enthaltene klare Bekenntrus zur Deutschen De­
mokl'atischen Republik beseitigte im übl'igen, und das war 

1) Dokumente der CDU, Berlin 1956, Seite 46. 
~) a. a. 0., Seite 47 . 
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für die P.hase der politischen Entwicklung 1949/50' von 
entscheidender Bedeutung, die Doppelzüngigkeit und Dop­
pelbödigkeit der PoLitik zahlreicher einflußreicher Führer 
der CDU. 

In der These XII zur Geschichte der CDU heißt es dazu: 
"Nach der Gründung der DDR verstärkten die restaura­

tiven Kräfte in Ost- und in Westdeutschland ihre Politik 
der Sabotage und der Störung des Friedens. In der DDR 
selbst traten sie jetzt unverhüllter denn je auf mit dem 
Ziele, die Liquidierung der demokratischen Errungenschaf­
ten' einzuleiten. Diese Kräfte suchten vielfach in der CDU 
Zuf1y.cht, so daß die Periode zwischen der Gründung der 
DDR und dem 5. Parteitag (im Jahre 1950. G. W.) von 
einem 't;ief~ehenden innerparteilichen Kampf zwischen den 
fortsc?rltUichen und den restaurativen Kräften in unserer 
Partel beherrscht war, der mit dem Sieg der fortschritt­
lichen Kräfte endete. "3) 

.. U~ den C.harakter dieses Kampfes' und seine Bedeutung 
fur d~e Festigung der Deutschen Demokratischen Republik 
deuthch zu machen, erscheint es notwendig einen Blich: 
auf den Weg der eDU zwischen 1945 und 1949 zu werfen 
~d dabei vor allem herauszuarbeiten, wie sich die CDU 
m der Phase der Gründung unseres Arbeiter-und-Bauern­
Staates verhielt. 

1. 

Die Chlistld.ch-Demokratische Union wurde am U. Juni 
1945, gegründet. In dem GründungsaufTlrl~ der CDU heißt es: 

"Deutsche Männer und Frauen! Wir rufen Euch auf, alles 
Trennende zurücktreten zu lassen. Folgt unserem Ruf zu 
einer großen Partei, die mit den anderen Parteien der 
neuen Demokratie gemeinsam am Aufbau Deutschlands 
arbeiten will.: . Wir rufen alle, die sich zu Wl·S und illlse­
r.ml Al.lfbauwillen bekennen. Voll Gottvertrauen wollen 
wir unseren Kindern und Enkeln eine glückliche Zukunft 
erschließen."4) 

Sieht man diesen Gründungsaufruf der CDU im Zusam­
menhang mit der Erklärung der Einheitsfront der anti-

3) a. a. 0., SeHe 14. 
4) a. a. 0., Seite 22. - Daß die reaktionären Kräfte in der CDU 

freiliCh s~hon ~nrnittelbar naCh der Bildung der Einheitsfront 
der antIfaschistIsch-demokratischen Parteien Störmanöver 
gegen dieses Instrument der "neuen Demokratie" Wlternah­
men, geht aus dem Protokoll der 3. Sitzung des Gründungs­
ausschusses der enu vom '19. Juli 1945 hervor. In seinem 
Bericht über die B'Udung der EinheItsfront vor diesem Grün­
du~gsausschuß erklärte Dr. Hermes, daß die "Aussprache tell­
welse erregtere Formen" angenommen hätte. W,esentlich sei 
"daß eine Blockbildun~ vermieden wurde, die die Partd il~ 
ihrer Bewegungsfreihelt gehemmt hätte". Insbesondere sei 
"das einseitige Bekenntnis zugunsten eines der Alliierten 
unterblieben". (Historisches ArchLv der Parteileitung der CDU 
Nr. 161.) , 
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faschistisch-demokratischen Parteien vom 12. August 1945, 
in der "der Weg der Demokratie, des Rechts und der Fre~­
heit, des Friedens und der Achtung vor anderen Völkern"<» 
gefordert wird, dann 'haben wir es in diesem Griindungs­
dokument der CDU mit einer Konzeption zu tun, die einen 
fortschrittlichen Charakter hat, die in d1e Zukunft einer 
"neuen Demokratie" weist und damit sowohl die Konse­
quenzen aus der Weimarer Republik als auch aus der 
faschistischen Diktatur zieht. 

In seinem Werk "Zur Gesch1chte der neuesten Zeit" hat 
Walter U I b r ich t zur Gründung der Christlich-Demo-
kratischen Union (und der L'DP) festgestellt: . 

"Viele Arbeiter kritisierten damals auch die von den 
Kommunisten vorgeschlagene Zusammenarbeit mit bürger­
lichen Parteien im antifaschistischen Block und sahen darin 
eine Fortsetzung der kompromittierten Koalitionspolitik 
der Weimarer Zeit. Aber jetzt gab es unter den bürger­
licl1en Parteien keine Deutschnationale Volkspartei oder 
Deutsche Volkspartei mehf, welche die wichtigsten Vertre­
ter des Schwerindustrie-' und Rüstungskapitals und die 
eigentlichen Einpeitscher des Faschismus gewesen waren. 
Die Ohristlich-Demo1cratische Union und die Liberal-De­
mokratische Partei vertraten zwar eine bürgerliche Grund­
konzeption, aber die großkapitalistischen Kräfte konnten 
in diesen Parteien nicht mehr den entscheidenden EinHuß 
ausüben. Die Ohristlich-Demokratische Union knüpfte an 
die Zentrumspartei der Weimarer Republik an und wandte 
sich an chrislliche Kreise. Die Liberal-Demokratische Par­
tei betonte mehr den wirtSchaftlichen Liberalismus und 
knüpft-e an die Deutsche Staatspartei der Weimarer Repu­
blik an. Beide Parteien vereinigten in sich vorwiegend 
bürgerliche und kleinbUr.gerliche Schichten. So unklar deren 
Vorstellungen über die künftige Gesellschaftsordnung auch 
sein mochten, so wünschten ihre durch den HiUerkrieg aus 
ihrer gewohnten Lebensbahn herausgeworfenen Anhänger 
jedenfalls keine Wiederkehr von Faschismus und Milita­
rismus. Hatte doch das deutsche Monopolkapital sich nicht 
nur als Todfeind der Arbeiterklasse und .der Bauernschaft 
erwiesen, sondern hatte auch einen großen ~ell der kleI­
nen Unternehmer, der Handwerker, Bauern und der bür­
gerlichen Intelligenz in den Ruin gestürz.t. Unter diesen 
Umständen gaben die objektiven Klasseninteressen dieser 
bür~erllchen und kleinbürgerlichen Schichten die Grund­
lage dafür. sich zum Kampf gegen die imperialistischen 
Verderber des deutschen Volkes mit der "ybeiterklasse zu 
verbinden. Teile der Bauernschaft und der bürgerlichen 
Intelligenz erk~nnten. daß nur der kon!öequente antifa­
scltistiscb-demokratische Kampf und die Z1.1sarrunenarbeit 
mit den Vertretern der Arbeiterklasse die Zukunft der 
Nation sichern konnten. "6) 

!i) n. a. 0., Seite 23. 
0) Walter Ulbrlcht, "Zur GesCh~chte der neuesten Zeit", 1. Band, 

1. Halbband, Berltn 1955, Seite 128 1. 
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Zu dem gleichen Fragenkomplex wird in den Thesen II 
und In zur Geschichte der CDU ausgeführt: 

,,11. Die Lage in Deutschland zur Zeit der Gründung der 
Christlich-Demokratischen Union war bestimmt 

1. vom FriedenswiJlen unseres ganzen Volkes; 
2. vom Schuldbekenntnis der. deutschen Christenheit 

(Stutt~arter Schuldbekenntnis des deutschen Protestantis­
mus, Fuldaer Erklärung des deutschen Episkopats); 

3_ von dem Zusammengehörigkeitsgefühl aller demokra­
tischen und humanistischen Kräfte, von der Existenz einer 
in der Widerstandsbewegung hergestellten, in den faschi­
stischen Konzentrationslagern gefestigten Einheitsfront 
aller demokratischen Kräfte; 

4. von der' Aktivität der Arbeiterklasse, die jetzt konse­
quent .darangehen konnte, ihre historische Aufgabe der ge­
sellschaftlichen Neuordnung Deutschlands in die Hand zu 
nehmen. 

In die.. .. er Atmosphäre fühlte sich die Christlich-Demo­
kratische Union als Werkzeug des Friedenswillens unseres 
Volkes und als Organ derjenigen christlichen Kräfte, die 
mit aller Konsequenz ein neues, demokratisches Deutsch­
land mit aufbauen wollten. Es war daher natürlich, daß 
die OhrisUich-Demokratische Union die Bildung eines 
Blocks der antifaschistisch-<lemokratischen Parteien be­
grüßte und sich auf den Boden der Blockpolitik stellte. 

II!. Die GrÜndun.l! der Christlich-Demokratischen Union 
stellt etwas völlig Neues in der Geschichte der deutschen 
Christenheit und der deutschen politischen Parteien dar. 
Sie ist eine politische Partei neuer Art, eine Partei der 
neuen Demokratie. Sie berücksichtigt 

1. die Fehlentscheidungen der deutschen Christenheit im 
19. Jahrhundert; 

2. die Mitschuld der deutschen Christenheit für das Her­
aufz.iehen des Faschismus; 

3. die Gefahr der kon!essionellen Auseinandersetzungen 
in Deutschland. 

Weiter ging die Christlich-Demokratische Union bei ihrer 
Gründung vom Erbe der christlichen Wider..standskämpfer 
gegen den Faschismus aus. "7) 

Aus diesen Untersud1Ungen zur Geschichte der Grün­
dung unserer Partei geht freilich :schon deutlich hervor,daß 
das politische und ideologische Fundament, auf dem die 
neue Partei aufbaute, nicht sehr -rest und nicl1t sehr solid 
w.al'. Der fortschrittliche Charakter des Gl'ündungsdoku­
ments der CDU war überdies belastet durch zahlreiche Ein­
zelIorderungen, die ihrem Wesen nach mindestens dle 
Möglichkeit der reaktionären Orientierung offen ließen, 
so, wenn es an einer entscheidenden Stelle des Gründungs­
aufrufs heißt : 

"Wir bejahen das Privateigentum, das die Entfaltung der 
Persönlichkeit sichert, aber an die Verantwortung für die 
Allgemeinheit gebunden bleibt. "8) 

,) a. a. 0., Seite 8 f. 
s) a. 3. 0., Seite 21. 
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Djese Forderung konnte fortschrittlich interpretiert. sie 
konnte aber auch ebenso von den Kräften der Restauration 
als Ausgangspunlct für politische ,und wirtschaftliche Mani­
pulationen mißbraucht werden) und sie wurde tatsächlich 
von diesen Kräften l)1ißbraucht. Denn so fortschrittlich der 
Charakter des Gründungsdokuments der CDU war) so ehr­
lich d1ie Mehrheit der Mitglieder und Funktionäre der 
CDU an den Aufbau der anttfaschistisch-demokratischen 
Ordnung heranging, so rasch versuchte die Reaktion, aus 
der CDU eine Plattform für ihre Bestrebungen ZUr RIe­
stauration des alten Deutschlands und zur Sirherung ihrer 
Privilegien zu machen. 

In seinem Werk "Zur Geschichte der neuesten Zeit" hat 
Walter Ulbrid1t darauf hingewiesen, daß sehr rasch von 
Westberlin aus die Konzernleitungen ihre Verbindunge" 
mit den ehemaligen Konzernbetrieben in der sowjetischen 
Besatzungszone VDn neuem !ZU knüpfen begannen, um auf 
diese Weise die Werktätigen daran zu 'hindern) die Kon­
zernbetriebe fest in die Hand zu nehmen und die Wirt­
schaft aufzubauen.9 ) Ähnliche Bestrebungen ergaben sich 
1m Kampf der Großgrundbesitzer und der großbäuerlichen 
Elemente gegen die Durchführung der Boc1enreform - von 
den Störmaßnahmen dieser Kreise gegen andere Reformen, 
die der Vollendung der bürgerlich-demokratischen Revo­
lution im Osten Deutschlands dienten, ganz zu schweigen. 
Die CDU war dazu ausersehen, das politische Instrument 
dieser Kräfte abzugeben. 

Es erhebt sich daher die Frage, wie es dazu kommen 
konnte, daß die CDU trotz !ihres fortschrittlichen Grün­
dungsauirufs den Kräften des Großbürgertums und der 
J.unker die politischen, ideologischen und organisatorischen 
Möglichkeiten für ihren Kampf gegen den Aufbau der 
antifaschistisch-demokratischen Or<hIung bieten konnte. 
Zwei Faktoren müssen dabei offenbar besonders beachtet 
werden: 

1. Die reaktionären Parteien der Weimarer Republik, die 
die Politik der .Monopolbourgeoisie betrieben hatten, waren 
liquidiert, und - wie auch die Vertreter des Großbürger­
tums und der J·unker einsehen mußten: sie waren für 
immer liquidiert. Daher suchten sie unter den vorhandenen 
politischen Kräften diejen1gen aus, die nach ihrer Mei­
nung fähig und auch bereit waren, die Politik und die Ge­
schäfte der Großbourgeoisie zu betreiben. Daß ihr Blick 
dabei vor allem auf die CDU fiel, hing mit den schon er­
wähnten reaktionär belasteten Forderungen im Grün­
dungsdokument der CDU, mit dem von Anfang an gegebe­
nen gesamtdeutschen Wirkungsradius dieser Partei und 

9) Walter Ulbricht, "Zur GeschiChte der neuesten Zeit", 1. Band, 
1. Halbband, Berlin 1955, Seite 259 f. 
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ferner damit zusammen, daß die von 1946 an betriebene 
Demagogie des sogenannten "chrispichen Sozialismus" 
eillles Jakob Kai ser eine,gute Tarnung der Konzern­
politik abgab. 

2. In die enu hatten neben "weitsichtigen Demokraten 
und Patrioten ... , die verstanden, daß allein die Zusam­
menarbeit mit der Arbeiterklasse die Entwicklung des 
demokratischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens 
Deutschlands garantiert"lO), solrhe Kräfte gefunden, die 
bewußt oc1er unbewußt die Politik der Großbourgeoisie und 
JlUlker ·(und, nicht zu vergessen, die des politischen Katho­
lizismus) zu unterstützen bereit waren. So gehörten zum 
Beispiel dem geschäftsführenden Vorstand des Landesver­
bandes Sachsen der CDUl!) (noch 1m April 194'7) zahlreiche 
ehemalige führende Mitglieder reaktionärer Parteien der 
Weimarer Republik an. Der Vorsitzende des Landesver­
bandes Sachsen, Professor D. Hugo Hi.c km·a n n, war Mit­
glied der Deut~chen Volkspartei gewesen.12) Der Landes­
schatzmeister Be r gm a n n, Radebeul, gehörte vor 1933 
der Deutschnationalen Volkspartei an, ebenso der Schrift­
führer des Landesverbandes, Waltel' Li nd ne r. Der erste 
Landesgeschäftsführer der sächsischen CDU, Hermann 
V 0 j g t) kam ebenfalls aus dieser Partei und war nach 
1933 Vorsitzender des VDA im Lande Sachsen. - Die Rolle 
führender Zentrumspolitiker in der enu ist unterschied­
lich zu beurteilen. Zwischen 1945 und 194'7 gab es in der 
Berliner Führung der CDU zahh'eiche Exponenten des 
Konzernvertreterflügels der alten Zentrumspartei sowie 
der "Mönchen-Gladbacher'" Richtung der sogenannten 
chTistlichen Gewerkschaften. Von Anfang an aber wirkten 
auch zahlreiche fortschrittliche Zentrumspolitiker in der 
CDU. Eindeutig ist freilich der schon damals unternom­
mene Versuch des politischen Katholizismus zu bewerten, 
die Partei in die Hand zu bekommen, etwa durch solche 
Exponenten des politischen Katholizismus wie den Je­
suitenpater Ar k e n a u in !Leipzig.13) 

Diese beiden Faktoren ermöglichten es, daß die CDU 
nicht nuT' die Plattform für den Kampf fortschrittlicher 
Christen für den Aufbau der neuen antifaschistisch-demo­
kratischen Ordnung in der damal:igen SBZ wurde, sondern 
auch die Agentur der Monopolbourgeoisie und der Junker. 
Der Einfluß dieser Kräfte der Restauration war, mit Un­
terstützung klerikaler Kreise ,in der enu, vor allem in 
den Jahren 1946 und 19'4!7 zeitweilig so stark, daß die fort-

10) Walter UlbriCht, a. a. 0., Seite 130. 
1 I) Aktenstück "GesChäftsführender Vorstand 1947" sowie unda­

tierter Aktenvermerk von Magnus Dedek (wahrschelnl~ch , vom 
Januar 1950) - ArChiv desBezil'1;t:svorstandes DreSden dl;.l' CDU, 

l:!) "Die Union" yom 4. Februar 1960: 
13) Walter UlbrJcht. a. a. 0 .• Seite 128. 
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schrittliche Orientierung mancher ehrlicher Mitglieder der 
CDU, die im Jahre 1945 vorhanden war, deformiert wurde. 
E6 rächte sich eben schon damals, daß die enu keine klare 
Konzepttion von der "neuen Demokratie" und ihrer Ver­
wirklichung hatte, daß der anti- imperialistische Charakter 
dieser neuen Demokratie ebensowenrlg klar war wie das 
Bewußtsein von der Notwendigkeit, die bürgerlich-demo­
kratische Revolution zu Ende zu führen.1<I) Dadurch, d :3.ß 
die fortschrittlichen Kräfte in der enu mehr eine gefühls­
mäßige, mehr eine spontane Hinwendung zur Polit:ik deL 
gesel.ls<:haftlichen Neuordnung Deutschlands, wie sie von 
der Arbeiterklasse und ihrer Partei betrieben wurde, 
voUzogen und sich ideolog1sch oftmals keine Rechenschaft 
über die sich daraus ergebenden Konsequenzen gaben, 
wurde ennöglicht, daß die Kräfte der Großbourgeoisie zei t ­
weilig die Parteiführung und auch zahlreiche Parteiorga­
nisationen in die Hand bekamen. Die fortschrittlich en 
Kräfte in d er CDU kannten damals nicht die Beschlüsse 
der Kommunistischen Partei Deutschlands von 19'35 und 
1!}39, die Beschlüsse von Brussel und Bern also, sie kann­
ten a ber a!.1ch nicht - mit wenigen Ausnahmen - das 
Manifest des Nationalkomitees Freies Deutschland vom 
11. Jalri. 1943, das bekanntlich den bürgerlich-antifaschist i­
schen KTäften den Weg zu einer "neuen Demokratie", d en 
Weg in ein neues Deu1schland wies. 

l4) Gerald Götting hat dazu in seiner Rede vor der Arb eitsta ­
gung der CDU in Meißen im Herbst 1951 folgendes gesagt: 
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"Die ChristlIch-Demokratische Union konnte nicht, wie andere 
Parteien des neuen Staatswesens, auf eine Tradition zurück­
blicken. Nach der VerkUndung des Aktionsprogramms durch 
den GrUndungsaufruf mußte daher unmittelbar die DiskUS­
sion um die Klärung der ideologischen Grundlagen der Ar­
beit unserer Partei einsetzen, um die Arbeit der Union Im 
Bündnis mit den Kräften des FortsChritts gegen die des Rück­
schritts in unserem Raum zu vertiefen und zu festigen. Die 
aktuellen Probleme beschäftigten die junge Partei jedoch 1n 
einem solchen Maße, daß schon damals die theoretische Arbeit, 
die wissenschaftliche Untersuchung der gesellschaftlichen Zu­
sammenhänge. die zur Katastrophe zweier Weltk.riege ge­
:führt hat , und der Perspektiven, die es bei der Weiterent­
wicklung unserer gesellschaftlichen Ordl'!-ung zu erkennen ~a1t , 
ve'rnachlässigt, ja unterschätzt wurde, Dieser Umstand erleich­
terte den reaktionären Kräften in unserer Partei ihr Treiben, 
das auf die Restaurierung der Vergangenheit und auf den Vor­
teil eigener Machtstellung gerichtet war. Unter diesem Ge­
sichtspunkt sind die Krtsenerscheinungen in den ersten Jah­
ren des Bestehens unserer Partei zu betrachten. Wir können 
jedoch rückblickend feststellen, daß diese Krisen nicht zum 
Zusammenbruch der Partei, sondern im Gegenteil zur Stär­
kung des fortschrittlichen Teiles und zur Verjüngung des ge­
samten Parteiapparates gefo'hrt haben. Der Durchbruch des 
Fortschritts, der endgültig durch die Erklärung des Haupt­
vorstandes vom 28. Januar 1950 bestätigt und durch die 5. 
Jahrestagung vollendet wurde, brachte gleichzeitig auch <eine 

..Klärung unserer SItuation In der demokratischen öffentlich­
kelt und eine Verbesserung der Zusammenarbeit im demo­
kratischen BloCk." ( .. Christlicher Realismus", BerUn o . J,. 
Seite 6.) . 

Charakteristisch für dieSe polit ische und ideologische 
Situation in der CDU in deJ1. Jahren 1945 bis 1947 war die 
überbewertung des 20. Juli 1944, wie sie in offiziellen 
Äußerungen der' damaligen Parteiführung und in Artikeln 
does Zentralorgans "Neue Zeit" zu beobachten war.15) Dabei 
wurden durchweg schon damals die konterrevolutionären 
und antisowjetischen, nicht aber die fortschrittlich bürger­
lich-demokratischen Elemente im Konzept des 20. Juli ge­
würdigt; das heißt, es wurde eine Orientierung auf die 
Kreise des 20. Juli vorgenommen, die eine Frontstellung 
gegen die UdSSR und den gesellschaftlichen Fortschritt 
einnahmen. Diese Gemeinsamkeit ast nicht zufä1.li,g: So 
wie der sozia le Kern des Attentats auf Hitler dureh die 
genannten Kreise des' 2(), Juli darin bestand, den Imperia­
lismus zu retten, so bestand die Politik der reaktionären 
Kräfte in der CDU immer darin, wie im Westen Deutsd1-
lands durch die Manipulationen der westdeutschen CDul 
CSU aU.eh im Osten Deutschlands die Konzerne und. den 
Großgründbesitz zu retten. 

In These V zU'r Geseh'ichte der CDU WIird dazu mit Nadl ­
d.r.uck festgestellt: 

... .. Die Zus? mmens etzung 'der Partei aus Angehörige n 
v vrnehmlich der kleinbürgerlichen, zwn Teil aber auch d e r 
großbürgerlichen Schichten unseres Volkes, weniger aus 
den christlichen Werkt&.tigE'n, machte sich derart bemerk­
bar, daß vor allem im Zusanunenhang mit den Bes trebun­
gen der de mokratischen Erneuerung unseres Vaterlandes 
schon bald nach der Gründung der Partei tiefgehende m­
nerparteiliche Auseinandersetzungen begannen. Gemäß die­
ser Zusammensetzung der Partei ergab sich im Verlauf e 
ihrer Arbeit schon in den ersten Monaten nach der Grün­
dung die Herausbildung von 

1. aufbauwiHigen, die Sache der gesellschaftlichen Er­
neuerung unseres Vate rlandes fördernden Kräften und 

2, von Kräften der Restawation, 
Schon damals begann also die Auseinandersetzung darüber, 
ob die Partei dem Gründungsaufruf und -den in ihm ent­
haltenen Grundsätzen treu blieb oder ob sie unter dem 
Einfluß neu erwachender restaurativer Kräfte die Sache 
der demokratis,chen Erneuerung verriet. 1116) 

Wenn die Frage beantwortet werden ~ll, wie unsere 
Partei, oder richtiger: die soeben charakterdsierten unter­
schiedlichen Kräfte in unserer Partei sich zur Gründung 
der DDR verhielten, ,Wird zunächst 'ZU untersuchen sein, 
welche Haltung sie .:i.n, den heiden Phasen der volksdemo­
kr'atischen Revolution (1945 bis etwa 1948 und 1948 bis 
etwa 1950) einnahmeIL 

15) Historisches Archiv der ParteiJeitung der CDU, Nr. 107, 
16) a. a. 0. , Seite 10. 
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Wie in These V I zur Geschichte der CDU erläutert wird, 
erreichte dieser Prozeß seinen ersten Höhepunh-t in der 
Auseinandersetzung um die Bodenreform. "Gemäß ihrem 
Gründungsaufruf stimmte die Mehrheit der Christlidl­
Demokratischen Union mit Begeisterung der Bodenreform 
zu. Die beiden damaligen Vorsitzenden der Partei, 01'. He~­
mes und Dr. Schreiber, verstießen jedoch sowohl gegen die 
demokratiscl1e Mehrheit der Partei als .auch gegen den 
Gründungsaufruf, indem sie zunächst der Bodem'efo~'m zu­
stimmten, dann aber ihre Verwirklichung 'LU verhmdern 
suchten."li) 

Zahlreiche Mitglieder der CDU erhielten NeubauernsteI­
len. Auch in den Bodenreform-Kommissionen arbeiteten 
viele Mitglieder der cnu mit; Walter Ulbricht g,ibt in sei­
nem Buch Zur Geschichte der neuesten Zeit" an, daß 
529 Mitglied~r der cnu bzw. der LDP Mitglieder derarti­
ger Kommissionen gewesen sind.18) Diese Zahl mag a~ 
sehr niedrig erscheinen; man muß aber .tJe<:1enken, d~.ß die 
Organisierung der CDU damals gerade In 1J:ren ~?fangen 
steckte und gerade auf dem Lande noch welt zuruck war. 
In der Tat werden sehr viel mehr Mitglieder der CDU an 
der Tätigkeit dieser Kommissionen teilgenommen haben, 
und zwar solche CDU-Mitglieder, die erst im Laufe des 
Jahres 1946 und später <ler CDU beigetreten sind. 

Was aber tat die reaktionäre Führung der CDU? Si>2 
begann sofort Maßnahmen einzuleiten, die der praktischen 
Durchführung der Bodenreform Hindernisse in den Weg 
legen sollten. Im Archiv der Parteileitung der CDU befin­
det ~id1 ein vom September 194.5 datierter Entwurf Dr. 
Schrei bers zur "Agran-eform"; dieser Entvrurf ist offen­
bar die direkte Reaktion Schreibers auf die Rede Wilhelm 
Piecks über die Frage der Bodenreform, die der Vorsit­
zende der KPD am 2. September 1945 in KY1itz hielt. In 
dem Entwurf Dr. Sch'reibers, der bezeichnenderweise sich 
nicht mit der Bodenreform, sondern mit einer. "Agrar­
reform" beschäftigt, finden sich 2wei aufschlußreIche For­
derungen, deren Verwirklichung die BOOenreform denatu­
riert hätte, und zwar die Forderungen: 

1. nach dem Verbleiben eines Restgutes für den zu ent­
eignenden Großgrundbesitzer, und 

2-. nach "Entschädigung der Eigentümer wie ihrer Gläu­
biger'" die "in 3% %-Pfandbr.iefen . . . geleistet werden" 
könne.1U) 

17) a. a. 0., Seite 10 f. 
111) Walter Ulbricht, a. a. 0., Seite 224. 
19) Historisches Archiv der P.n-teileitung der CDU, Nr. 117, Ent­

wurf Dr. Schreiber zur Agrarreform, Seite 5 f. 
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Bei der Durcl1führung der Bodenreform wurden diese 
reaktionären Auffassungen Schreibers und ande:r:er führen­
~er Mä~nel: jn del' CDU nicht berücksichtigt. Daraufhin 
ließen SIe Sich vom Landwirtschaftsreferenten in der da­
maligen Parteileitung der CDU eine Expertise nach der 
anderen über "Willkürmaßnahmen im Verfolg der Boden­
reform" ausarbeiten. Charakteristisch dafür ist z B. ein 
Aktenvermerk'2o) aus dem agrarpolitischen Ref~rat der 
Parteileitung, d.n dem bewegte Klage über die Enteignung 
d~ Barons Pallombini aus Renisdorf bei HerzbeTg geführt 
wrrd. Dr. Herme s nahm diese Expertisen "Zum Anlaß. 
unter dem 15. Oktober 1945 einen Brief an die Präsidenten 
der Provinzial- bzw. Landesverwaltungen in Potsdam in 
Dresden, in Weimar, in Halle und in Schwerin zu richten 
- ein für die damaligen Verhältnisse ziemlich außerge­
wöhnlicher Schr,itt. In diesem Brief erneuerte Dr. Hel'mes 
die !<-lagen von Dr. Schreiber darüber, daß die "bisherigen 
Besltzer" "weder ein Restgut in der Größe der allge mein 
zugelassenen Höchstgl'enze Von 100 Hektar zugestanden, 
noch das Recht eingeräumt" erhielten, "sich ebenfalls um 
: ine Siedlers~lle von '5 Hektar zu bewerben". Gleichzeitig 
außerte er SIch gegen sogenannte Willkürmaßnahmen" 
bei der Durchführung der Bodenrefo1~~, "für deren Folgen 
sie (die CDU-Fü!u-ung. G. W.) keinerlei Mitverantwortung 
zu tragen in der Lage ist.":.!I) 

Der nächste Schritt der Gegner der Bodenreform in der 
damaligen Führung der CDU bestand in eine m Bericht, 
den der seinerzeitige wirtschaftspolitische Referent in der 
Parteile it.ung der CDU, Herr Dr, von der Gablentz, in 
der 14.Sitzung des GrÜndungs.ausschusses der CDU deS da­
maligen Führungsgf.emiums der Partei, gab. Im Anschluß 
an diesen Bericht legte Dl'. Schreiber einen Entschlie ßungs_ 
entwurf vor, in dem ein prinzjpiellerProtest gegen die Ver­
wirklichung der Boderu'efonn enthalten war. In dem Pro­
tokoll über die Sitzung heißt es dann freilich: "In der Aus­
sprache wird die Frage aufgeworfen ob der Wea einer 
EntsChließung ZWeckmäßig sei. Mit ei~er solchen all,gemei­
nen Erklärung würde wahrscheinli<:h l<ein durchSchlagen_ 
der Er.folg erzielt, wenn nicht den fraglichen Stellen in 
geeigneter Weise hieb- und stichfestes Einzelmaterial in 
genügendem Umfang zugeleitet würde." Solches Material 
war aber offenbar nicht vorhanden und konnte nicht vor­
handen sein. Daher heißt es im Protokoll weiter: "Es wird 
beschlossen, nicht eine allgemeine Entschließung zu ver­
abschieden, sondern eine diesbezügliche Denkschrift auszu­
arbei ten . "22) 

20) HistorL'iches Archiv der Parteileitung der CDU, Nr. 117. 
21) ebenda. 
22) Historisches Archiv d er Parteileitung der CDU, Nr. 161. 
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Zur gleichen Frage wird im Protokoll über die 15. Sit­
zung vom 29. November erklärt: "Die in der letzten Sit.­
zung beschlossene Denkschrift. . wird hinsichtlich des 
Tennins ihrer Absendung noch etwas zurückgestellt . 
Dr. Hermes teilt ferner mit, daß die Union einen Vorschlag 
der Kommunisten zur gemeinsamen Aktion einer Hilfe für 
die Neubauern aus grundsätzlichen überlegungen abge­
lehnt hat."23) 

In der Tat haben dann die Vertreter der CDU in der 
Sittzung der Einheitsfront vom 7. 12. 1'94-5 die Unterschrift 
unter .den Auf,ruf zur Hilfe für die Neubauern verweigert. 
Diese HaltWlg der reaktionären Parteiführung führte zu 
lebhaften Protesten in der Mitgliedschaft; so liegen u. a. 
Entschließungen derürtsgruppe Merseburg, derürlsgruppe 
Schirgiswalde, des erweiterten Kreisausscl1Us,ses der enu 
Chemnitz-Stadt, des Aktlionsauschusses Berlin-Prenzlauer 
Berg und des Kreisvorstandes Magdeburg vor.

24
) 

Besonders nachdrücklich wurde die Haltung von Hermes 
und Schreiber von dem bekannten cnU-politiker, dem ka­
tholischen Pfarrer Ludwig Kir s eh, Chemnitz, bekämpft, 
der in einer Sitzung führender Funktionäre der CDU am 
19. Dezember 1945 in Berlin erklärte, in der entscheiden­
den Frage der Hilfe für die Neubauern habe die Part.ei­
leitung versagt und "im Lande draußen tiefe Verbitterung 
hervorgerufen."2-5) In dem Bericht der "Neuen Zeit" über 
diese Rede heißt es weiter: "Kategorisch erklärte Pfarrer 
Kirsch, jede reakbionäre Linie müsse bekämpft werden, 
ganz gleich, wie sie sich darbiete ... Die Parteileitung habP 
das Vertrauen der Bevölkerung vervJ.irkt, der Rücktritt 
von Dr. Hermes und Dr. Schreiber sei erforderlich." 

Ähnliche Ausführungen machte auf der gleichen Sitzung 
der Vorsitzende des Landesverbandes Mecklenburg, Dr. Lo­
beda n z. Dieser fortschrittliche CDu-politili:er erklärte: 
:Es darf nicht sein daß diese Maßnahme (die Bodenreform. 

G. W.), die zu den großartigsten und wichtigsten des 
demokratischen Deutschlands gehört, durch die Führung 
der Union d'Urchkreuzt wird. ."26) 

Unter dem Druck dieser fortschrit.tlichen Kräfte der CDU 
mußten Dr. Hermes und Dr. Schreiber zurücktreten.:.!'l"~ 
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ebenda. 
"Neue Zeit" vom 22 . Dezember 1945. 
"Neue Zeit" vom 21. Dezember 1945. 
ebendn. 
übrigens ist es nicht zufällig. daß in dieser Periode der poli­
tischen Entwicklung 1945/46 auch andere Maßnahmen der ge­
sellscha(Ui.chen Neuordnung von fUhrenden Mitgliedern der 
CDU bekämpft wurden. 
Im Oktobp.r sprach z. B. Dr. Hermes au! einer LandesarbeIts­
tagung der CDU Sachsens in Dresden. Nach einer Meldung 
der .. Neuen Zeit" vom 27. Oktober 1945 hat Dr. Hermes in 
dieser Rede außer zu Fragen der Bodenreform (zwölf Tage 

Hermes und ~reiber gingen; Kaiser, Lemmer, Friedens­
burg, KT~ne, ~ülmanns und die anderen Vertreter des Mo­
nopolkapLtals tn der Parteiführung der CDU aber blieben. 

Die Kontakte zwischen diesen Führern der CDU und 
d~n Konzernherren begannen schon im Sommer 1945. Be­
reIts am 4. ~Ug~t 1945 - die CDU war kaum fünf Woch 
a~t - :schrieb emer der fühTenden Männer der AEG ~ 
gl~ngsbaurat F. S p e n n rat h, einen Brief an jakob 
K.ruser, den damaligen dritten Vorsitzenden der CDU 
Dieser Brief hatte folgenden Wortlaut: . 

"Mein lieber Herr Kaiser! Als ich mich. dama.ls in KöL., 
von Ihnen veraoochiedete, um meine Tätigkeit im Vor'­
stand cer A.EC?, Balin, aufzunehmen, hätte lch. nie ge­
gl~ub~, c;Iaß Wlr uns unter derartigen Verhältnissen wie 
WIr SIe Jet.~ haben! einmal wiedersehen würden. AuS der 
,~euen ~eJ.t habe Ich alles weitere entnommen und em -
finde nut Ih?en von ganzem Herzen, was Sie in die6~l' 
schwe.z:en Z~lt durchgemacht haben ... Schon seit Wochen 
habe Ich. die Absicht, Sie einmal zu besuchen um mich 
n?it Ih~en und Ihren Freunden auszusprechen. ' .. Es liegl 
eme Fulle von Fragen vor die ich gern mit Ihnen behan-
delt hätte."28) , 

Jakob !<-aiser .. antw0ro:te umgehend am 6. August 1945 
und erklart.e seme BeTeltschaft 'Zu einer Aussprache mit 
SPE:nnra~h, die d~n aber wegen der Ortsabwesenheit von 
KaISer rucht sogleIch zustande kam. 

Fußnote von Seite 14 
nach seinem Briet an die Leiter der Landes- und Provinzial 
verwaltungen!) auch zu Problemen des "Berufsbeamtentums: 
gesproChen. In dieser Rede behauptete Hermes daß dl 
Frage naCh dem Berutsbeamtehtum an siCh überhaupt n'ichl 
gestellt" werden könne. "Kein moderner und geordneter Staat 
kann auf ein Berulsbeamtentum als kontinuierliChes Element 
seiner Verwaltung verzichten. Eine moderne Verwaltung 
verlangt Fachkräfte, die nicht ausschließlich nach den Ge­
siChtspunkten der politischen GesLnnung gefunden werden 
können ... Ein. solches Berufsbeamtenturn wird von der CDU 
a
j 

lSh unentbehrhches Organ einer mode'rnen Staatsführung be­
a t und gefordert ... 

Gleichzeitig unternahm Jakob Kaiser in seLn I 
als vorstandsmJtgl1ed des FDGB elne~ kaSch~rt~ g~6~~ 
zugunsten des Berufsbeamtentums. In einem Briet vom 
21. 9. 1945 schrieb er an den Hauptausschuß der Einheitsfron 
d~ antifaschistisch-demokratischen Parteien daß jede Ent

t 

seldung In ~ieser Frage (des Berufsbea~tenturr;s G W) 
v~m rein sachlichen Gesichtspunkten ausgehen muß '\Vi' dl . 
mcht zuletzt sChon die materielle Lage des Reiches' gebretet~'~ 
A~ßer~em kann niCht übersehen werden, daß sich reaktio­
n re reise in der CDU ge·gen die GleiChberechtIgun der 
F'~auen wandten. Am ö. Dezember 1945 veröf:1!entl1cht~ die 
.. eu~ Zelt" einen Artikel In dem es hieß ' Dl F j ~ngemelne'n zum selbständ'lgen pOlitischen rie;;ke~, ~~ ~ei~ 

ck nicht befähigt ... Aus diesen fraulichen Eigenheiten 
erheben sich politische Gefahren für das Wahlrecht der 
Frauen, denn Polltuc ohne Weitblick muß scheitern." 

:.!S) HIMorlsches Archlv der Parteileitung der CDU. Nr. 95. 
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Inzwischen hatte der Hauptausschuß der BetneosvertN:.­
tungen der AEG-Betriebe am 10. November 1945 vom Vor­
stand der AEG eine "sofortige Herabsetzung der Kopfzahl 
des Vorstandes auf drei antifaschistisch eingestellte Mit­
glieder" sowie die Belordnung je ekles Mitgliedes der Be­
triebsvertretung zu jedem Vorstandsmitglied 20) gefordert. 
In einem Schreiben des Vorstandes der AEG an den Vor­
stand der eDU vom 23. November 1945 wurden diese For­
derungen des Hauptausschusses der AEG-Betriebsvertre­
tungen mit folgender charakteristischer Begründung zu­
rückgewiesen: 

"Es würde daher ein Vorgriff auf die zukünftigen Enl­
scheidungen in di~er fÜr das gesamte öffentliche und 
privat~ WirtschaftslebE:n so grundlegenden Frage sein, 
wollte man die vom Hauptausschuß der AEG-Betdebs­
vertretungen gestellte Forderung vorweg behandeln und 
zur Entscheidung bringen ... Wir bitten Sie daher, sich 
Ihrerseits der aufgeworfenen Fragen annehmen und sie 
in den Kreis Ihrer grundsätzlichen überlegungen ein be­
ziehe..'1 zu wollen. "30) 

In einem Aktenvermerk Kaisers vom '30. November 194"5 
wird zu diesem Schreiben bemerkt: "Ich bin der Auffas­
sung, daß das Schreiben im wirtschaftspolitischen Aus­
schuß Beachtung finden sollte. Daran ist wohl auch Herrn 
Spennrath gelegen. "31) 

Der schon erwähnte wirtschaftspolitische Sachbearbeiter 
jn der Parteileitung der CDU, Dr. von der Gablent'Z, Ver­
fasser des reaktionären Machwerks "über Marx hinaus" 
(Berlin 1946), entwarf daraufhin ein Schreiben an den Vor­
stand der AEG. Darin heißt es: "Die Forderung des Haupt ­
ausschusses der AEG-Betriebsvertretungen ist auch meines 
Erachtens keineswegs spruchreif. Eine Zutändigkeit der 
Betriebsvertretungen für die Zusammensetzung des Vor­
standes ist jn keiner Welse gegeben."32) 

Aus den Akten geht leider nicht hervor, ob dieser Brief 
tatsächlich abgeschickt worden ist und mit Wessen Unter­
schrift. Da sich aber auf dem Originalentwurf keinerlei 
einschränkende Bemerkungen Kaisers oder anderer Vor­
s~anclsmitglieder finden, muß angenommen werden, daß 
dleser der Unterstützung der Konzerne dienende Brief tat­
sächlich abgeschickt! worden ist. 

Kaiser hat seine Hilfsaktionen zugunst.en der AEG im 
allgemeinen und des Baurats Spennrath im besonderen 

:311) ebenda. 
;'0) ebenda. 
3 1) ebenda. 
;'2) ebenda. 
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auch in den folgenden Jahren fortgesetzt, insbesondere mit 
dem Ziel, we Herauslösung des "Kabelwerks Oberspree" 
aus dem AEG-Konzern rückgängig zu machen.3l) 

Aber nicht nur Herr Spennrath unterhjelt engen Kon­
takt zur damaligen Führung der enu, sondern auch der 
Leiter der Telefunken-GmbH., Direktor Martin Sc h w a b. 
Dem Protokoll der 7. Sitzung des Grundungsausschusses 
d:-r CDU vom 17. August 1945 ist zu entnehmen, daß der 
Dlrektor der Telefunken-GmbH., Martin Schwab, in den 
Fdnanzausschuß der CDU berufen wurde. 

Wie mit Spennrath, so stand Kaiser .auch mit Schwab in 
direkter Verbindung, und .auch in wesern Fall ging es um 
die Zusammenarbeit beider bei der Einschränkung der 
Rechte der Werktätligen. In ihrer NI'. 14 vom 7. August 1945 
hatte nämlich die "Neue Zeit" ein Gespräch mit Schwab 
veröffentlicht, in dem dieser feststellte: "Telefunken wird 
alleinige AEG-Tochter und selbständige Großproduzen­
tin ... " Dieses Interview rief in der Öffentlichkeit eine 
lebha:fite Kritik hervor. In einem Artikel in der "Deutschen 
Volkszeitung" beantwortete es der Konstruktionsleiter 
W. Flemming, der der Betriebsvertretung bei Telefunken 
angehörte. Auf Grund dieses Artikels im Zentralorgan der 
KPD entließ Schwab das Mitglied der Betriebsvertretuns 
am 15. August 1945. Bei den sich anschließenden Ausein­
andersetzungen Schwabs mit dem FDGB sollte Kaiser 
helfen. Diese "Bitte" des Konzernherren wurde in einem 
Brief an Kaiser vom 2·5. September 1945 ausgesprochen: 

.. Sie haben natürlich ein viel besseres Fingerspitzenge­
fühl in dicsen die Gewerkschaft betreffenden Angelegen­
heiten, so da!3 nUr Ihr Rat sehr wertvoll wäre. "34) 

Hier haben wir das wahre Gesicht des "Gewerkschafts­
führers", als den sich Kaiser immer gern bezeichnen ließ. 

Zur gleichen Zeit beschäftigten sich die Konzernvertrcler 
in der Führung der eDU mit der Wiedererrichtung der 
Privatbanken. Anfang September (das genaue Datum ist 
leider nicht bekannt) wurde von Dr. Ern s t . und Dr. 

3.':) Historisches Ardliv der Parteileltung der CDU. _ Noch aut 
dem 1. Parteitag der CDU im Sommer 1946 hielt spennrath 
einen Dtskussionsbeitrag zu wirtsChaftspolitischen Fragen, in 
dem er die AnsprUche der Konzerne wenn auch recht vor­
sichtlg, aber Inhaltlich mit großem' NaChdruck anmeldete. 
Seine Rede endete mit den charaktel"lstischen Sätzen: .. Man 
gebe uns die wirtschaftliche und polItische Einheitl .. . Dann 
werden wir wieder aufbauen und uns auch in absehbarer 
Zeit wieder selbst ernähren können. Dann werden wir unserer 
Jugend wieder den Weg zu einer besseren ZukunIt zu ebnen 
in der Lage sein. Das walte GottI" (Historisches ArChiv der 
Parteileitung der C:PU, Protokoll des L Parteitages, Seite 121.) 

;'4) Historisches Archiv der Parelleitung der CDU. NI'. 42. 
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Schreiber ein diesbezügliches Memorandum ausgearbeitet, 
das in der Sitzung des Gründungsausschusses der CDU 
vom 14. September 1945 besprochen wurde.36) In diesem 
Memorandum heißt es: 

.. Während die Geschäftstätigkeit der Banken im Westen 
und Süden sich nutzbringend für die allgemeine Wirt­
schaftslage und das Wiederingangkommen zahlreicher Be­
tr.~ebe auswirkt, hat die Schließung der KrediUnstitute in 
Berlin und in den östlichen Gebieten den schon hart mit­
genommenen Wirtschaftskörper weiter geschwächt ... "aG) 

Auch der Präsident der Zentralverwaltung für Brenn­
stoffindustrie, der der CDU angehörende Dr. Ferdinand 
F r i ~ den s bur g, betrieb eine Politik, die objektiv den 
Konzernen diente. In seiner engeren Umgebung hatte er 
Angestellte, die früher in den Diensten von Konzernen ge­
stand-en hatten. So schrieb am 24. Juni 1946 der Vizepräsi­
dent der ~ntralv·erwaltung, Sobottka, in einem BrJ.ef, daß 

"die Betriebsvertretung der ZV der Brennstoffindw:;trie 
die Entlassung des Herrn Dr. Pet er s aus den Diensten 
der Verwaltung verlangt hat, weil Herr Dr. l'eters Mitglied 
der NSDAP war. Des weiteren liegt die Arbeit des Herrn 
Dr. Peters als juristischer Beirat nicht im Interesse des 
Neuaufbaus unserer Wirtschaft. So zum Beispiel hat Herr 
Dr. Peter$ den Konzernherrn Hellberg dahingehend be­
raten, daß die Provinzialverwaltungen kein Recht hätten, 
Treuhänder zur Verwaltung der den Kriegsverbrechern ge­
härenden Bergwerke einzusetzen. Auf Grund dieser juri­
stischen Beratung hat Herr Hellberg dann die Sperrung 
der den Bergwerken gehörenden Gelder bei der Berliner 
Stadtbank durch die englische Besatzungsbehörde veran­
laßt. "37) 

Ähnliche personalpolitische Manöver unternahm Frje­
d'f'!lsburg, um den ehemaligen schlesischen Bergwerks­

' direktor Waldeck .. einstweilen nur informatorisch" im 
Rahmen der Zentralverwaltung zu beschäftigen - eine 
Maßnahme, die auf den entschiedenen Wjderstand der fort­
schTittlidlen Kräfte in der Zentralverwaltung stieß.38) 

Wie Dr. Friedensburg seine Amtsführung als Präsident 
der Zentralverwaltung auffaßte, geht sdlOn eindeutig aus 
dem ersten Berkht hervor, den er vor dem GrÜnd'.mgs­
ausschuß der CDU in dessen zwölfter Sitzung am 18. Okto­
ber 1945 gab. Nach dem Protokoll dieser Sitzung teilte Frie­
densburg rni t, 

35) HistorisChes Archiv der parteileitung der CDU, Nr. 161. 
36) HistorisChes Arch.lv der Parteileitung der CDU, Nr. 69. 
37) Historisches Archiv der Parteileltung der cnu, Nr. 79. _ Herr 

Hellberg war VorSitzender des Vorstandes der Anhaltischen 
Kohlenwerke. 

38) ebenda. 
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.,daß er in seinem Ressort im Bereich des Bergbaus ei.ne 
GeneralLreuhänderschaft zur übernalune der Verwaltung 
im gesamten Bergbau durchführt, um auf diese Weise un­
geregelten Sozialisierungsmeßnahmen vorzubeugen'(.3!l) 

Diese Entwicklung in der Christlich-Demokratischen 
Union mußte einen neuen Höhepunkt im Zusammenhang 
mit dem Volksentscheid über die Enteignung der Kriegs­
und Naziverbrecher in Sachsen erreichen. Sowohl der Lan­
dersverband Sachsen der CDU"o) als auch die Berliner 
Führ:mg der CDUI1) stimmten der Durchführung dieses 
Volksentscheides zu. So erklärte der damalige stellver­
tretende Landesverbandsvorsitzende der CDU Sachsens, 
der Privatindustrielle Otto Fr e i t a ,g : 

Es würde jedem Gefühl sowie sittlicher Verantwortung 
u~'d der gemeinsamen Solidarität des Volkes im. Tragen 
.der schweren Lasten hohnsprechen, wenn Millionen deut­
scher Menschen alles verloren haben und in uns.ägliches 
Elend gestürzt sind, während auf der anderen Selte den­
jenigen, die sich schuldig gemacht habe!1'. alles gelas~en 
werden sollte ... Das Erschütternde dabE!l 1st, daß es slch 
(bei den letzteren. G. W.) um die ~leichen Kre~s~ und 
Männer handelt die schon immer m mammorushscher 
Ichsucht verhindert haben, daß von einer neuen Sozia~­
ordnung die schweren Schäd.en und Belast.ul}gen der kapI­
talistischen Wirtschaft beseitlgt wurden .... '4_) 

Ähnlich äußerte sich der Dresdner Bürgermeister Martin 
Richter (CDU), der in der Weimarer Republik dem Evan­
gelischen Volksdienst angehört hatte. Er sagte, das deut­
sche Volk werde sich gerade auch in diesem Volksentscl1eid 
vor aller Welt bekennen. "daß Deutschland mit dem Geist 
des Nazismus .. . nichts mehr gemein hat."-'3) 

An solchen und ähnlichen Beispielen zeigte sich, daß 
auch die Mittelschichten und die Intelligenz an der Demo­

kratisierung des politischen und kulturellen Lebens mit­
wirkten und" daß ,.auch Teile der Bourgeoisie in der Stadt 
und auf dem Lande bekannten, daß die Maßnahmen der 
demokratischen Revolution unter Führung der Arbeiter­
klasse historisch gerecht und notwendig sind'~ (The'5e III 
des Politbüros der ZK der SED zum 10. Jahrestag der 
Gründung der DDR, Beilage des ,.Neuen Deutscllland" vom 
25. August 1959, Seite 8). 

Während auf diese Weise die fortschrittlichsten Mitglie­
der der CDU sich aktiv für die Durchführung und für den 
Erfolg des Volksentscheides in Sachsen einsetzten und die 

311) H istorisches Archiv der Partelleitung den cnu. Nr. 161. 
"-CI) "Die Union" vom 28. Mai 1946. 
U) "Die Union" vom 15. Juni 1946. 
*2) "Die Union" vom 5. Juni 1946. 
·13. ·.Oillo Union" vom 30. Juni 19-16. 
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Berliner Führung nach außen hin dieses Ringen um den 
Fortschritt scheinbar unterstützte, unternahm sie insge­
heim Bemühungen, dem Volksentscheid und der Verwirk­
lichung der vom Volk getroffenen Entscheidungen Hinder­
nisse entgegenzustellen. Das geht aus einer Rede von Dr. 
J. B. G raa 1 vor dem Vorstand der CDU am 5. Juni 1946 
hervor. In dieser Rede erklärte Gradl, die eDU in Berli~'l 
habe "die Initiative bei der Einheitsfront ergriffen und auf 
die schwe.ren Bedenken aufmerksam gemacht, die eine 
vorzeitige und lokal beschränkte Sozialisierung in Sachsen 
zur Folge haben müßte" :1'1) In der gleichen Rede erklärte 
Gradl großspurig, es sei "der Partei gelungen, die Rubrik 
der Kriegsinteressenten in der ursprünglichen Fassung aus 
den Richtlinien (für den Volksentscheid. G. W.) herauszu­
b~ingen und aus dem allgemeinen Sozialisierungs plan 
einen beschränkten Plan der Enteignung von Kriegsver­
brechern und Naziaktivisten zu machen". 

Diese Linie der Konzernvertreter in -der CnU-Führung 
wurde im Verlaufe der Jahre 1948 und 1947 fortgesetzt. 
Wenn Stefan D 0 ern be r g in seinem Aufsatz "Zur öko­
nomischen Entmachtung des Monopolkapitals im Osten 
Deutschlands" bereits auf Tatsachen aufmerksam gemacht 
hat, die mit der Obstruktionspolitik derCDU bei der Schaf­
fung des Volkseigentums in Verbindung stehen'Hi), dann 
kann an dieser Stelle erwähnt werden, daß sich das in den 
Archiven der Bezirksverbände der CDU befindliche Akten­
material aus jener Zeit ausschließlich aus Petitionen der 
CDU für enteignete oder zur Enteignung vorgesehene 
Kriegsverbrecher und Naziaktivisten zusanunerusetzt. Übri­
gens ist es auch kein Zufall, daß der hauptsächliche Ver­
treter des Flick-Konzerns in der CDU-Führung, nämlich 
Herr Dr. Ti 11 man n s. im Jahre 1946 auf der CDU-Liste 
für die Landtagswahlen in Sachsen erschien und für kurze 
Zeit als Landtagsabgeordneter wirkte; bekanntlich befan­
den sich in Sachsen die wichtigsten Einrichtungen des ehe­
maligen Flick-Konz.erns.46) 

Wenn Kaiser zur gleichen Zeit, insbesondere ausgehend 
von seiner Rede am 13. Februar 1946 vor dem Vorstand 
der CDU in Berlin, die demagogische These vom "ch.rist­
lichen Sozialismus" in immer neuen Variationen zu ent­
falten begann, dann zeigte sich hierin die ganze Heuchelei 
dieser Führungskreise der CDU. Einerseits suchten diese 
Politiker alle Maßnahmen der gesellschaftlichen Neuord­
nung aufzuhalten oder wenigstens abzuschwächen. Ande­
rerseits stellten sie sich als Avantgardisten des Fortschritts 

.. ,) Historisches Archiv de-r ParteUeltung der CDU, Vorstands­
sltzung 1'3f5/ f6, Seite 204!. 

• " Ci) "ZeitSchrift für Geschichtswissenscha!t" 3/1959, Seite Ii UI r., 
Seite 521) und Seite 523. 

" 15) Walter Ulbricht, a. a. 0. , Seite 259/60. 
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hin. Mit der These vom sogenannten "christlichen Sozialis­
mus" auf dessen prinzipielle Problematik hier nicht ein­
geg~gen werden kann, verband sid1 bei Kaiser und seinen 
Anhängern überdies der Versuch, neue weltanschauliche 
Auseinandersetzungen und Kulturkämpfe heraufzube­
schwören. In Vorbereitung der gemeinsamen Wahlen in 
der damaligen Sowjetischen Besatzungszone gab nämlich 
Jakob Kaiser am 11. August 1946 die Parole aus: "Chri­
stentwn oder Marxismus! Darum geht es!"4; ) Was wollten 
die restaurativen Kräfte in der CDU damit erreichen? 

Sie wollten damit erstens eine Verwirrung der fortschritt­
lichen Christen erreichen; diese sollten von ihrer Beteili­
gung am Aufbau der antifaschistisch-demokratischen Ord­
nung abgelenkt und auf die Utopie eines .. christlichen So­
zialismus" orientiert werden. - Sie wollten damit zwei­
tens die weltanschauliche Aufspaltung der Einheitsfront 
der demokratischen Kräfte vorbereiten. 

Daß der soziale Kern beider politiSch-ideologischer Li­
nien S'bjektiv den reaktionären Kräften, also der Groß­
bourgeoisie, die zW' gleichen Zeit in Westdeutschland ihre 
Macht neu befestigte, diente, liegt auf der Hand. Da der 
offene konterrevolutionäre Kampf gegen die neuen Errun­
genschaften der Bodenrefonn und des Volkseigentums, wie 
gezeigt worden ist, zum Scheitern verurteilt war - ins­
besondere aud1 deshalb, weil sich gerade in jener Zeit die 
Arbeiterbewegung geeinigt hatte und damit unser Volk 
auf den Weg des Fortschritts führen konnte -, mußten die 
reaktionären Kräfte innerhalb der CDU andere Wege 
suchen, um ihre Ziele zu erreichen. Sie benut.zten dazu den 
BereIch der nationalen Politik, also die Bestrebungen Zllr 
nationalen Einigung unseres Volkes. 

IlI. 

In seiner Disposition für den Beitrag zum Lehrbuch der 
deutschen Geschichte "Deutschland von der Befreiung vor:" 
faschistischen Joch bis 'Zur Gründung der DDR" charakterl­
sierte Fritz Köh leI' die imperialistischen Zerstückelungs­
und Spaltungspläne, die Schaffung der Bizone und. die Ab­
trennung des Saargebiets, wobei er als treibendes soziales 
Moment mit Recht das Bestreben der westdeutschen Reak­
tion nach der Rettung des Großgrundbesitzes und der M~ 
nopole herausarbeitet.4s) 

Diese Politik war die Voraussetzung für die Verwirk­
lichung der Truman-Doktt'in und des sich daraus ergeben­
den Marshall-Planes, was nach Köhler für Deutschland 
folgende Konsequenzen hatte: 

....'i) These VIII zur Geschlchte deI' CDU, a. a. 0., Seite 11 f . 
48) "Belträge zur Zeitgesch.lchte", Wlssenscha!tliche Beilage ZUl' 

Zeitschrlct "Dokumentation der Zeit" I/59, Seite 33. 
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"Die Einbeziehung der drei Westzonen in den Marshall­
Plan mußte die Spaltung Deutschlands bewirken. Tatsäch­
lich zielte die Besafzungspolitik der dr~i Westmächte dar­
auf ab, die Spaltung ökonomisch, politisch und staats­
r"~chUich zu vollenden, nachde.ll alle Bestrebungen ge­
s:::heitert waren, auch die Sowjetische Besatzungszone in 
ihre Machtsphäre einzube.z.i.ehen."I:l) 

Diese Konzeption hat der damalige Führer der CDU in · 
der britischen Besatzungszone, Dr. Konrad Adenauer, 
schon im Jahre 1946 entwickelt. Aus einem Aktenvermerk 
vom 6.4.194..6 über eine Besprechung der Führer der christ­
lich-demokratischen Parteien in den drei westlichen Besat­
zungszonen. den Adenauer angefertigt hat, geht folgendes 
hervor: 

1. Die christlich-demolcratischen Parteien Westdeutsch­
lands vereinigen sich zu einer Partei. "Alle Anwesenden 
waren sich darin einig, daß alles .geschehen muß, damit die 
CDU Berlins und der russischen Zone ebenfalls sich mJt 
den Parteien der übrigen Zonen zusammenschließen solle, 
daß aber der Sitz der künftigen Parteileitung nidü Berli!l 
oder ein Ort der russischen Zone sein dürfte." - Mit ande­
ren Worten war in dieser Forderung eine parteipolitische 
A..nsci1lußtaktik Adenauers konzipiert, die zugleich ein PrÄ­
judiz für die Politik des Anschlusses der sowjebischen Be­
satzungszone an die westlichen Zonen darstellte. 

2. Die christlich-demokratischen Parteien Westdeutsch­
lands sind sich, dem Aktenvermerk ·folgend. weiter darin 
einig, daß Berlin nicht zum Sitz der Parteileitung gemacht 
werden dürfe; die Parteileitung müsse in einem Ort ihren 
Sitz haben, der etwa an der Mainlinie 1iege. - Zweifellos 
sollte damit ein Präjudiz für die Stellung BerLirus als 
Hauptstadt Deutschlands ,geschaffen ·werden. 

3. Die Führer der christlich-demokratischen Parteien 
Westdeutschlands zeigen sich .. nicht einverstanden" mit 
verschiedenen Thesen, die Jakob Kaiser Anfang 1946 ver­
treten habe; dabei handele es sich vor allem um folgende 
Thesen: "Die bürgerliche Epoche ist zu Ende", "das Kom­
munistische Manifest ist eine Großtat" sowie um .die Lo­
sung vom .. christlichen SOZlialismus". - Die Demagogie des 
"christlichen Sozialismus" war also für Adenauer und seine 
Freunde eine schon zu "fortschrittliche" Konzeption, als 
daß sie hätte von ihnen anerkannt werden können. 

4. Di.e Führer der chrisU,ich-demokratischen Parteien 
WestdeutschJands halten einen Besuch des ersten Partei­
tags der CDU der soWjetisch bes~t·zten Zone (im Sommer 
1946) für nicht günstig, da .. man sich nicht der Gefahr aus­
~tzen dürfe, in der Atmosphäre der russischen Zone zu 

49) a. a. 0., Seite 39. 
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Beschlüssen zu kommen, die vom standpunkt der Partei~n 
der übrigen Zonen aus unerwünscht seien: .. "50) - 1?1-e 
"Atmosphäre der russisch-en Zone", also dle Atmosphare 
der antifaschistisch-demokratischen Ordnung, war Aden­
auer so unerwünscht daß er alles nur mögliChe tat, um 
die christlichen Demdkraten Westdeutschlands dieser "At­
mosphäre" nicht auszusetzen. 

Adenauers Einfluß in den chTistlich-demokratischen Or­
ganisationen der dTei Westzonen waT damals freilich noch 
nicht so stark, wie aus dIesen Darlegungen hervorgehen 
könnte. Es gab noch zahleiche Führer in den w.estd.euts~en 
christlich-demokratischen Parteien, die von Ihrer antlfa­
schistisch-demokratischen Position her die demokratische 
Wiedervereinigung Deutschlands und eine Einheit der 
c1nistlich-demokr:atischen Parteien aller vier Zonen auf 
der Basis einer fortschrittlichen Konzeption ers~rebten . . Z~ 
diesen Politikern gehörte u. a. der damalig~. h~lsd1~. Ml.ru­
sterpräsident Dr. Werner Hilpert, lang]ahTlger I:I~tlHlg 
im Konzentrationslager Buchenwald, zu dessen pobtisch.erl 
Beratern der Würzburger Geschichtsprofessor Dr. Ulnch 
No a c k;)l) gehörte. Vornehmlich auf die Int~ntione~ solcher 
CDU-Politiker in den Westzonen und auf dIe Bemuhungen 
der eOU-Führung in der Sowjetischen Besatzungsz.?ne. ist 
die Schaffung der Arbeitsgemeins~:ha.ft der. Ohrlsth0-
Demokratischen Union und der Chnstlich-Soz13len Umon 
im Herbst 1946 zurückzuführen. Diese konstituierte si~ 
Anfang Februar 1947 als koordinieren.d:es .Organ der I? 
allen Zonen und Ländern wirkenden chrlstlich-demokl'ati­
sehen Parreien.i:i2) 

Implizierten die Sch'l"i,tte Hilperts und seiner ~reunde 
unter Berücksichtigung der westdeutschen Entwicklung, 
wie sie oben kurz skizziert_ wurde, objektiv eine oppositio­
nelle Haltung gegen die Politik der Spaltung Deutsch~~nds, 
so hatten die in die gleiche Richtung zielenden Bemuhun­
gen der Führung der CDU in der damaliger: SBZ eine.n 
ambivalenten Charakter. Einerseits schien Sich auch d~e 
Politik dieser Kreise .gegen die Westmächte und gegen die 
schon damals mit den Westmächten verbündeten Politiker 
in der westdeutschen CDU und. in der SPD zu richten. 
Aber andererseits bestand das Motiv für diese Politik Kai­
sers und seiner Freunde nun freilich nicht darin, ~in 
neu es einheitliches Deutschland zu schaffen, das heißt 
also, in Westdeutschland ähnliche soziale Errungenschaften 

50) "Denk Ich an Deutschland", herausgegeben vom Union l?res­
se'dlenst, Berltn 195'1, Seite 92 f. 

!il) Historisches Archiv der ParteileItung der CDU, ~r. 178 s, 
178 b. _ Professor Nosck hat im Jahre 1949 eine gewlss~ Rolle 
Jm gesamtdeutschen Gespräch gespJelt, und zwar im Zusam­
menhang mit den .. NeutraliSierungsvorsChlägen" des Nauhel­
rner Kreises. 

52) ebenda. 
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herbeizuführen wie in der SBZ. Das Motiv war vielmehr 
ein entgegengesetztes: Kaiser, Lemmer und ihre Frewlde 
erstrebten eine Wiedervereinigung Deutschlands, um da­
durch - als Minimallösung - den Prozeß des sozialen 
Fort:.schritts in der SBZ aufzuhalten und - als Maximal­
lösung - die sozialen Errungenschaften in der SBZ (Bo­
denreform, Volkseigentum usw.) rückgängig zu machen. In 
dieser politischen Konzeption spiegelt sich am klarsten die 
Demagogie vom "christlichen Sozialismus" wider - von 
jenem "christlichen Sozialismus", der nicht einmal sich 
selbst ernst ndmmt. Denn es ist wohlbekannt, daß auch 
die Programme der westdeutschen CDU, seien es die Köl­
ner Leitsätze von 1945 oder das Ah1ener Programm von 
1947, Maßnahmen der Vergesellschaftung und der Boden­
refonn vorsahen, ohne daß sie jemals verwirklicht worden 
wären.l'o3) 

Es ist nun für die Politik der reaktionären Kräfte in der 
westdeutschen CDU und auch in der Sozialdemokratie cha­
rakteristisch, daß sie den Versuch Kaisers und seiner 
Freunde, zur Wiedervereinigung 'ZU gelangen, nicht nur 
nicht unterstützten, sondern alles taten, den Bemühungen 
Kaisers einen Riegel vorzuschieben.54 ) Für diese Haltung 
spielten sowohl ökonomische als auch ideologische Gründe 
eine Rolle, nämlich die Tendenz des deutschen Monopol­
kapitals, erst Wes1xleutschland wirtschaftlich wieder fest 
in die Hand zu bekommen, um dann später den Osten zu 
"befreien", und die Tendenz des politischen Katholizismus, 
ein katholisd1 regiertes Deutschland zum Mittelpunkt eines 
katholisch regierten Westeuropas zu machen. 

113) Thesen VIJ und XI zur Geschichte der CDU, a . a. 0., SeHe 11 
und Seite 13 f. 

M) Ch<lrakterlstJsch dafUr jst ein vom 27. Mai 1947 datierter Wl­
gezeichneter Aktenvermerk im Historischen Archiv der Pal'­
telJc1tung der CDU Nr. MI. "Dr. Eduard GeUinger, der KOI'­
respondent der ,Neue ZUrcher Zeitung', berIchtete heute über 
das elnstOndlge GespräCh, das er in der Woche vor Pfings ten 
bel seinem BesuCh in der britischen Zone Im Landtag von 
Nordrhein-Westfalen mit Dr. Adenauer gehabt hat. Er be­
merkt, da.ß er aus dem langen Gespräch Im ganzen den Ein­
druck gewonnen habe, daß Herr Adenauer die östliche Be­
satzungszone DeutsChlands fOr lange Zelt. wenn auch nur 
vorübergehend, ,abgeschrieben' hat. Mit seiner BeriChterstat­
tune: sei Adenauer nicht ganz einve'rstanden gewesen. Er 
versicherte GelIinger, daß er seine Berichte laufend lese und 
den Eindruck habe, daß seine Berichte offenbar stark von 
den AnsChauungen der HetTen Kalser und Lemmer beeln­
flußt würden. Auf die erstaunte Frage von Gelltnger, ob denn 
zwlschen K aiser und Lemmer und ihm grundsätzliche Mel­
nungsversch.ledenhelten bestünden, erwiderte Adenauer, daß 
die Herren Kaiser und Lemmer oUenbar sehr stark unter dem 
Einfluß der russISchen Besatzungsmacht ständen. DIesen Tat­
be~tpnd will Herr J\denauer nicht ignorieren. Des längeren 
setzte er Ge1Unger auseinander, wie verschieden die Per­
spektive der Dinge zwl..schen der Ost- und Westzone Deutsch­
lands seL" - Dr. GeilJnger ist heute ..Korrespondent seines 
Blattes in Rom. 

Wie vollzogen sich die Maßnahmen Kaisers und seiner 
Freunde im einzelnen? Die Arbeitsgemeinschaft der CDul 
CSU machte in einern Brief vom ] 5. März 1947 im Blick 
auf die Außenministerkonferenz in Moskau (10. März bis 
24. April 1947) den Vorschlag für die Schaffung einer 
nationalen Repräsentation. Dieser Brief, der nicht die Un­
terschrift Dr. Ac.enauers trug, wurde an die SPD, an die 
Arbeitsgemeinschaft der SED-KPD sowie an die LDP ge­
rid1.tet. 55) Das Zentralbüro der Arbeitsgemeinschaft SED­
KPD antwortete schon am 1,8. März 194'7 in einem von 
Wilhem Pieck und Otto Grotewohl unterzeichneten Schrei­
ben, in dem es heißt: "Wir sehen der Einladung zu einer 
Beratung über die Organisierung -der Zusammenkunft ent­
gegen."56) Auch die LDP antwortete positiv. In einem 
Schreiben vom 19. März 194'1 sprach der Vorstand de3. 
FDGB den Wunsch aus, sich an -diesen Beratungen beteili­
gen zu können. 57) Der Schritt der Arbeitsgemeinschaft 
CDU/CSU wurde auch von der VVN begrüßt, und. zwar 
in einem Schreiben, das u. a. die Unterschrift des katholi­
schen Schriftstellers Dr. Eugen Kog 0 n lind die von Otto­
mal' G es c h k e trug. 58) Eine offizielle Antwort der So7Jal­
demokratie erfolgte indes nicht. 

Am 5. April 1947 schrieb die Arbeitsgemeinschaft der 
CDU/CSU einen zweiten Brief an die Arbeitsgemeinschaft 
der SED-KPD: 

"Das verhängnisvolle weitere Anwachsen der Not unse­
rci Volkes läßt die von uns angeregte Verwirklichung einer 
na tionalen Repräsentation von Stunde zu StWlde dringen­
der erscheinen. Wir sind der Auffassung, daß die führen­
den Männer der Parteien ihre Pflicht in unverantwort­
licher Weise vernachlässigen würden, wenn sie nicht ra­
sch.estens zusammentreten, um die Frage einer möglichst 
wirksamen Realisierung unseres Vorschlages zu prüfen 
und zur Entscheidung zu bringen. Mit Genugtuung erfüllt 
es "uns dabei, in unserem kürzlichen Gespräch mit Ihnen 
erfahren zu haben, daß Sie in der Bejahung dieser natio· 
nalen Repräsentation mit uns einig gehen, Wld daß Sie 
bereit sind, die Atmosphäre für die Verwirklichung einer 
nationalen Repräsentation schatten zu helfen."so) 

Die Arbeitsgemeinschaft der SED-KPD antv.rortete um­
gehend in einem Brief vom 11. April: 

"Wir geben unsere Stellungnahme auch nicht auf, trotz 
der inzwischen leider erfolgten Störungsversuche . .. Den 
Versuch d~r SPD, durd! die Aufst~hUlg von bestimmten 
Bedingungen für einzelne Parteien die notwendigen 

55) Historisches Archiv der Parteileitung der CDU, NT. 62. 
56) ebenda. 
57) ebenda. 
58) ebenda. 
59) ecenct.a. 
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Sehrl! te zu gememsamen Maßnahmen zu erschweren, leh­
nen wit ab. Ke-ine der beteiligten Parteien hat einer ande­
ren B~::lingungen gestellt. Auch wir mcht. "Go) 

Trotz persönlicher Besprechungen Kaisers und Lemmers 
mit Sc h u mac her blieb der Vorsitzende der SPD bei 
der Ablehnung der nationalen Repräsentation. Nach einer 
dpd-Meldung vom 23. 5. 1947 Nummer 147 erklärte Schu­
macher in einer Rede vor jungen Sozialdemokraten, 

die SPD halte den Gedanken einer nationalen Reprä­
sentation für nicht diskutabel, solange nicht gewisse wirt­
schaftliche Voraussetzungen erfüllt seien. Zu diesen ge­
höre die Aufhebung der Zonengl'enzen."Gl) 

Aus dieser Dokumentation geht eindeutig hervor, daß 
.die Pru.'tei der Al.'beiterldasse die Urheber der Vorschläge 
der Arbeitsgemeinschaft der CDU/<;SU beim Wort nahm; 
sie erkannte sehr wohl die soziale Motivation dieser 
Schritte der CDU/CSU in der nationalen Frage, nahm cliese 
aber nicht zum Anlaß, um die in ihnen enthaltenen Vor­
Schläge zur nationalen WiedervereinigW1g abzulehnen.G2) 

Im Gegenteil: sie griff diese Vorschläge auf, zweifellos in 
dem Bewußt.<;ein, daß ihre Stärke und die Stärke aller 
anderen demokratischen Kräfte, auch in der CDU der SBZ, 

60) ebenda. 
,,) ebenda. 
"l 
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DarUber habe ich In der Sitzung des Hauptvorstandes unserer 
Partei am 17. März 1959 in Cottbus (s. "Neue Zeit" vom 
3. April 1959) folgendes gesagt: 
"DIP- fortschrittlichen Kräfte in Deutschland haben alle Pläne 
unlerstützt d ie schon früh auf vorstellungen hinausliefen, 
die man heute als embryonale Entwick.lungsstadlen der Kon­
föderation bezeichnen könnte. Ich denkE! nur daran - und 
d as Ist tor unsere Partejgeschtchte sehr interessant -, daß 
die SED HI46 und 1947 die Pläne einer nationalen Repräset;l­
t ation akzeo!;lerte während Adenauer und Schumacher SIe 
ablehnten ja die SED unterstützte diese Vorschläge sogar, 
obWOhl sie si Ch darüber im klaren sel., mußte, daß dte Vor­
stellungen der Schöpfer dieser Pläne, also die Vor~tellungen 
Jal<Ob Kaisers und seiner Freunde, zwel!ellos darauf hinaus­
liefe n, nicht et.wa ein fortschrittliches , sondern ein bürger­
liChes Gesamt.d e'u tsehland zu schaffen. 
Es zeigte sich nlso schon damals, wer es wlrkltch ernst meinte 
m Ll der nationalen Wiedervereinigung DeutsChlands, und es 
ze igte sich freilich auch sChon damals, daß die fortschritt­
lichen Kräfte objektiv und subjektiv so stark waren, seibst 
solche von bürgerllC'.hen Vorstellungen diktierte Pläne zu 
lnsh'umenten Im Kampf um ein neues Deutschland zu machen . 
Aber damals wie heut~ erwies sich. daß die reaktionären 
Kräne den Weg der Restauration gehen wollten und daß 
sie bereit waren das alte imperialistisChe Wort: ,Am deut­
schen Wesen soli d ie Welt genesen' in einer neuen Version 
zu realisieren, nämlich In der Verston: Am deutsChen Wesen 
soll die Welt n icht genesen, d. h.: die Reaktion strebt da­
naCh, die deutsche Frage immer wieder zum Zankap!el der 
Großmächte zu machen, damit die deutschen lmpepailsten 
aufs neue Ihre Pläne und Träume von der WeltherrsChatt 
realisieren könnten." 

so groß war, um das poSitive nationale Element in den er­
wähnten VOrschlägen zum Durchbruch zu bringen und 
gleichzeitig der ·gesellschaftlichen Neuordnung ganz 
Deutschlands zu dienen. 

Nach dem Scheitern ihrer Bemühungen, eine nationale 
Repräsentation herbeizuführen, erneuerten Kaiser und 
Lemmer auf dem 2. Parteitag im September 19-17 in Berlin 
ihren Vorschlag jn Form eines nationalen Konsultativ­
rates.Gs) Freilich hatte dieser Plan schon einen wesentlich 
anderen politischen Cl)arakter. Im Zusammenhang mit der 
Proklamierung des Marshall-Plans und mit den damit ver­
bundenen poliNschen Intentionen der westlichen imperia­
listischen MächteG

•
1
) hatte nämlich Jakob Kaiser vor dem 

Zonenvorstand der CDU .am 12. Juli eine Revision der 
Blockpolitik gd-ordert. Insbesonde.re rich tete sich -die Rede 
Kaisers vor dem Zonenvorstand gegen die Beteiligung der 
Gewerkschaften und anderer Massenorganisationen an der 
Tätigkeit der BlockausschÜS5e. Wörtlich hieß es in der Ent­
schließung des Zonenvorstandes zu der Rede Kaisers, die 
Aufgabe der Blockaussch"ÜSSe bestehe darin, in wichtigen 
Fragen unseres Volkes die Parteien zu gemeinsamer Aus­
sprache zuammenzuführen "W1d Gegensätze m ö gl ich s t 
(von mir henvrgehoben. G. W.) zu überbrücken."o5) In 
diesem Begriff "möglichst überbrücken" drückten sich 
Tendenzen einer Ve.rstärkung des Kampfes der CDU gegen 
die SED und die Massenorganisationen aus. Von diesem 
Tag an geisterte als Ausdruck djeser Tendenzen die Parole 
von der "Eigenständigkeit der Union" durch die CDU. wo­
bei mit Eigenständigkeit die Abwehrstellung gegen den 
Prozeß des gesellschaftlichen Fortschritts gemeint war. 

63) "TägliChe RundsChau· vom 7. September 1947. 
(4) These IX zur GesChichte der CDU, a. a. 0., Sei.te 12. 
65) "Neue Zelt" \'om 13. Juli 1947. _ Daß die Frage der Bloek­

pOl.!t.ik: eines der entSCheidenden Elemente der "neuen Demo­
kl':Jtie" W2r und daß sie die Feinde des FortsChritts Im !nter­
nallonal~n Maßstab In besonderer Welse konstern ierte, cr~ 
hellt aus der Tatsache, daß schon Im Ok tobel' 1945 kein Ge­
ringere r als Genera l Elsenllower eile EinheitSfront als einen 
Verstoß gegen die Grundsätze der Demokratie bezeichnet 
hatte. Die<;e Frage wurde In der Sitzung des GrO ndungsaus­
.schusses der CDU vom 1. November 1946 behandelt. Im Pro­
tokoll heißt es darOber: .,ln Fortsetzung dieser Erklärung 
(von Eisenllower. G. W.) h!lt die amel'lkanische Presse ("All­
gemeine Zeitung") eine BerIchterstattung begonnen, die die 
Meinl:ngsve1'3Chledenhelten In der Einheitsfront (Bodenre­
form , Religionsllnterricht, Bankenfrage) in den Vordergrund 
der VeröffentliChungen rOckte und die Frage aufwarf, ob es 
zu einem Bruch komm~. Die Kommunistische Partei vel'. 
langte eir.e Berichtigung, d ie die Unterschrift· aller vier Par­
teiführer tragen soHle. Dr. Hermes hat wegen GeringfOgig­
keit des Anlasses (! G. W.) eine solChe Unterschrift abge­
lehnt und eine beriChtigende Notiz gleiChen Wortlauts mit 
der UntersChrift des VerblndungsbOros vorgeschlagen." (Hi­
storisChe·s Archiv der Partetleltung der CDU, Nr. 161.) 
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Noch stärker kamen diese Tendenzen auf dem 2. Partei­
tag der CDU zwn Ausdruck, auf dem nicht nur der Vor­
schlag eines deutschen Konsultativrates gemacht wurde. 
auf dem vielmehr die gesamte Wirnrl1aftspolitik in der 
Sowjetischen Besatzun-gszone an~egriffen. die Oder-Neiße­
Grenze bekämpft, eine Briickentheorie (die Union als 
"Briicke" ZWischen den auseinan-derstrebenden Teilen 
Deutschlands) entwickelt und sogar der Marshall-Plan 
gerechtfertigt wurde. Kaiser führte in seiner Rede vor 
diesem Parteltag66) wörtlich aus, 

"daß der viel umstrittene Mar-;;hall-Plan von d~ ganz 
richtigen Erkenntnis ausgeht, daß auf die Dauer nicht mit 
Zuschüssen ins Grenzenlose gewirtschaftet werden kann. 
Er geht von der richtigen Erkenntnis aus, daß .solche Hilfe 
einem planmäßigen Aufbau dienen muß, der Zuschüsse 

. allmählich überflüssig macht." 

Diese Linie des Referats von Kaiser wurde dadurch un­
terstützt, daß das wirtschaftspolitische Referat dieses Par­
teitages von einem Vertreter der westdeutschen CDU, 
nämlich von Ministerpräsident Karl Ar, n 0 I d, Düsseldorf. 
gehalten wurde. Hier zeigte sich das wahre Wesen der 
"Bruckentheorie" Kaisers, hier zeigte sich nun auch ganz 
deutlich das tatsächLiche Motiv seiner Politik in der natio­
nalen Frage: An·gleichung des wirtschaftlichen und politi­
schen Lebens der SBZ an das der Westzone. In seinem 
Referat vor dem Parteitag hatte Kaiser nach der Darle­
gung seiner Vorschläge zum nationalen Konsultativrat 
klipp und klar erklärt, daß gerade durch die Bildung eines 
solchen Konsultativrates die CDU zum "Wellenbrec.:her 
des dogmatischen Marxismus und seiner totalitären Ten­
denzen" werden müsse.6i) 

Gegen diese dire kte und. indirekte Unterst ützung der 
deutschen· Spaltung, wie sie in Kaisers Reden im Juli und 
September 194'7 durch die Rechtfertigung des Marshall­
Plans zum Ausdruck kam, wandten sich damals mit großer 
Ene:rgie die demokratischen und patriotischen Kräfte in 
der CDU. So erklärte der Lanp.esvorstand de.r CDU Thü­
ringens Anfang September 1947, da' Marshall-Plan könne 
nicht begrüßt werden, da er die Gefahr einer Zerreißung 
Deutschlands in sich berge. Der politische und wirtschaft­
liche Wiederaufbau Deutschlands werde daher vorwiegend 
von irmerpolitischen deutschen Kräften abhängen. Gleich­
zeitig forderte der COO-Landesvorstand den baWigen Ab­
schluß eines Friedensvertrages mit Deutschland.6tl) Ähnlich 
äußerte sich der Landesvorstand der CDU Mecklenburgs, 

66) "Neue Zeit" vom 7. September 1947. 
(1) HistorisChes Archiv deI· Partei.leitung der CDU, Protokoll des 

2. Parteitages. SeHe T 14. 
68) "TägUChe Rundschau" vom 3. September 1947. 
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Auf dem 2. Parteitag selbst traten der damalige Vizeprä­
side~t der Zentral verwaltung für Landwirtschaft, Luitpold 
Steldle, der Neubauer August Hillebrandt ein 
früherer Reichstagsabgeordneter, und Otto Nu 5 C h k 'e für 
di.e feste Zusammenarbeit der demokratischen Parteien im 
antifaschistischen Block und rur die Sichel'ung der Em.m­
genschaften der SBZ ein. Steidle kritisierte clie Rede von 
Arnold, dem er vorwarf, daß sein Referat nur unter den 
Aspekten des Westens ·gehalten worden &ei69) währen.d 
Hillebrandt mit Nachdruck die Ergebnisse d~r Boden­
reform verteidigte. Otto Nuschke führte .a~ wie die "un.­
geheure Aufbauarbeit in der Zone in den Land- und. Kreis­
tagen auf der Grundlage der gemeinsamen Arbeit aller 
demokratischen Kräfte praktisch verwirKlri.cht" werde. TO ) 

Es waren auch di·ese patriotischen und demokratischen 
Kräfte in der CDU, die sofort für die BeteHigung der fort­
schrittlichen Christen an der VOlkskongreßbewegung ein­
traten - an jener Bewegung, die von unten das zu er­
reichen suchte, was "oben", also auf der Ebene der Partei­
führungen und Länden'egierungen, nicht gelungen war. 

Die Repräsentanten dieser patriotischen und - demokrati­
schen Kräfte in der CDU arbeiteten in den Kreis- und 
Landesvolksausschü&sen aktiv mit. Dem Deutschen Volks­
rat gehörten damals so bekannte Politiker der CDU an 
~ Otto Nuschke, D1'. Reinhold Lobedanz, der heutige Vor­
sitzende der CDU August B ach, der heutige General­
sekretär der CDU Gerald G ö t t i TI g, Luitpold Steidle, 
Hans-Paul Ganter-Gilmans, und weiter Otto Frei­
tag, Dresden, Leopold Be c k er, Köthen, Professor D. 
Erlch Fa s c her, damals Halle, August Hillebranrlt, 
Arnold Gohr, Karl Grobbel, Pfarrer Ludwig Kirsch 
Karl Lukits und Armerose Zibolsky.71) , 

Indem Kaiser und seine Freunde der Volkskongreßbe­
wegung ihre M~tarbeit versagten, entlarvten sie sich selbst 
und ihre "nationale Politik", die eben in Wahrheit nur den 
Kräft.en des Großbürgertums und -der Junker, der west­
deutschen Restauration und der imper:ialistischen Politik 
der Spaltung Deutschlands dienen sollte. Das Wesen einer 
wirklich nationalen Politik der Woiedervereinigung umriß 
demgegenüber Otto Nuschke in einem Aufsatz in der 
"Neuen Zeit" vom 15. "Januar 1948 klar und präzis: 

.~Die Einheit Deutschlands 1st die ureigenste Angelegen­
het des deutschen Volkes ... Ist der Appell an die Mas­
sen (wie er in der Volkskongreßbewegung laut wurde. 

69) "Neue Zeit" vom 8. Septembl'r 1947. 
,0) ,,'l'ägllChc RundsChau" vom 16. September 1947. 
TI) "DeutsChlands Stimme" vom 21. März. 1948. 
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G. W.) in der größten und wichtigsten Lebensfrage unseres 
Volkes nicht ein demolcratisches Unterfangen? Ich wüßte 
nichts, was man mit mehr Recht für demokratisch aus­
geben könnte." 

In einer Rede vor dem Hauptvorstand der CDU am 
26. Juni 1951 hat der' Generaisekretär d~r CDU, Gerald 
Götting, 'ZUr Einschätzung dieser Etappe der Entwicklung 
der SBZ und unserer Partei folgendes gesagt: 
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"Es sei mir gestattet, E'.uf einen der enl..scheidenljsten Ab­
schnitte der pOlitischen Entwicklung unserer Partei ein­
zugehen, weil mir die Beurteilung dieses Abschnittes unse­
rer Parteigeschichte von entscheidender Bedeutung für die 
Klärung aller unsere Parteimitglieder bewegenden Fragen 
zu sein scheint und wichtige Rückschlüsse auf die Bewäl­
tigung der gegenwärtigen Situation zuläßt. Ich meine den 
Abschnitt des Verrats des damaligen Vorsitzenden unserer 
PDrtci, Jakob Kaiser, am GrÜndungsau.f:ruf, die Kapitulcl­
tion Kaisers vor dem Willen und den Plänen der ,mglo­
amerikanischen Imperialisten, seine Absicht, die CDU au! 
den Weg gegen unsere nationalen Interesse.Tl, auf den Weg 
der Kriegsvorbereitung zu führen. 

Man darf nicht übersehen, daß dieser gegen die Polüik 
des antitaschisUsch-demokratLsc.'1en Blocks gerichtete Schritt 
J akob Kaisers zur gleic-hen Zeit erfolgte, als in Italien und 
Frankreich die kommunic;tlschen Parteien, die trag~nden 
Kräfte der Widerstandsbewegung dieser Völker und die 
stärksten Parteien dieser Länder, durch parlamentarische 
Mätzchen aus d~n Regierungen hinausmanövriert wUlden. 
J clkob Kaiser hatte E'l~o die Ahsidlt, dc.n seit 1945 von 
allen demokr.,Uschen Kräften unseres Volkes gemeinsam 
beschrittenen W t:g zu einem neuen Deutschland und, wie 
es im GrÜndur.gsflufruf unserer Partei heißt, z.u einel' 
,neuen Demokratie' zu verlassen und die Blockpolitik der 
antidemokratisr.hen Kräfte in EUl'opa mit dem. anglo-ame­
rikanischen Imperlalismuc; einzugehen, wie sie der YOI·· 
sitzende der CDU in der britischen Zone, Herr Dr. Adenaucr 
vorexerzierte. 

Wenn man die Vorschläge Jakob Kaisers zu einer natio­
nalen Repräsentso.tion, die bekannUich von der Sozialdemo­
kratischen Partei Dr. Schumachers abgelehnt wurden, be­
trachtet wird man nicht umhinkönne.n festzustellen. daß 
eine sol~:he nationale Repräsentation nach dem Willen Kai­
sers lediglich der Vereinigung der antidemokratischen un.d 
letzten End~ antinationalen Kräfte Westdeutschlands rolt 
denen Ostdeutschlands, freilich unter Hinzuziehung der 
nach vorn strebend,en Kräite unseres Volkes im Osten die- ... 
nen sollte. So ist denn such nicht verwunderlich, daß Jakob 
Kaiser in dem Augenblick, als die Verwirklichung seiner 
Pläne endgültig gescheitert war, die Initiative .der Sozia­
listischen Einheitspartei Deutschlands zu der Emberufung 
eines Volkskongresses kategorisch ablehnto. 

So wie all~ patri(}tischen und demokratischen Kräfte in 
unserem Volke waren auch die nach v ->rn strebenden, im 
Sinne des Gründungsaufrufs handelnden christlichen De­
mokraten der überzeugung, daß di~er Volkskongreß in 
der Tat das einzig mögliche und das einzig richtige Instru­
m~nt Z..tl' Herstellung der deutsc.lJ.en Einheit sei. Sie erin­
nern sich alle der entscheidungsreichen Tage im Dezember 
1947, aL<; die demokratischen Kräfte unserer Partei Jakob 
Kaiser und die ihn in das Schlepptau der amerikanischen 
Imperialisten 7iehend~ Clique um Jhn t insbesondere die 
Frau Dr. N e b gen, zum Rücktritt zwangen und em neues 
Führungsgrem.ium lln'3erer Partei schufen, das die ChrisL­
lich-Demokrati'3che Union zur Verwirklichung ihres Gl'Ün­
dungsaufrufs und zugleich in die Reihe aller demokrati­
schen Kräfte unseres Volkes zUl·ückführte. "72) 

Diese Darlegungen zusammenfiassend muß man unter­
streichen, was in 'rhese III des Politbüros des ZK der SEn 
zum W. Jahl'estag der Gründung der DDR über diesen 
Zeitabschnitt ausgeführt wird (Beilage des "Neuen Deutsch­
land" vom 25. August 1959, Seite 6): 

"Die Periode der antifaschl~tisch-demokratischen Um­
wälzung, die sich ohne Bürgerkrieg auf friedlichem Wege 
unter Ausnutzung parlamentarif:cher Einrichtungen voll­
zog, war einf' Zeit harten Klassenkampfes. Der antüa­
schistisch-demokratischc Aufbau aus eigener Kraft stieß 
auf den erbitlerlen Widerstand der vereinten Kräfte der 
deutschen .. ~e;)ktion und ihrer amerikanischen, englischen 
und franzoSl'iWen Bundesgenossen. Die Feinde des Volkes 
stutzten sich hierbei auf solche Reaktionäre wie Kaiser 
Lemmer, Hermes, Friedensburg, Koch und andere, die i~ 
den yerwaltungsorganen und Länderparlamenten saßen 
und auf die Führung der bürgerlichen Blockparteien keinen 
geringen Einfluß hatten. In scharfen Auseinandersetzungen 
konnten diese antidemokratischen Elemente immer mehr 
isoliert werden. Der Reaktion gelang es zu keinem Zeit­
punkt, den antüaschistisch-demokratischen Block zu spren­
gen oder auch nur zu lähmen. Dies war das große Ver­
dienst der marxistischen Partei der. Arbeiterklasse die mit 
Unterstützung der demokratiscllen bürgerlichen Politiker­
eine un1Sichtige Politik der Sammlung aller patriotischen 
friedliebenden und antiimperialistischen Kräfte der NatiOl{ 
betrieb." 

72) "Union teilt mit", Heft 8/1951, Se1.te 14 H. 
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IV. 

Die politische Entwicklung in der sowjetischen Besat­
zungszone ist in den Jahren 1948 und 1949 insbesondere 
von zwei Faktoren gekennzeidmet: 

1. von der Fometzung des gesellschaftlichen Neuord­
nungsprozesses, insbesondere durdl die Entwickluna de r 
ersten Wirtschaftspläne. und "" 

2. von dell. Bemühungen um die nationale Wiedervereini­
gung Deutschlands auf demokratischem Wege. 

Zugleich sind diese beiden J a h re von der Herausbildunn 
einer Tatsache bestimmt, .die außerordentlich folgenreich 
für die rasche Festigung der -neuen gesellschaftlichen Ord­
nung im Osten Deutschlands sein mußte: nämlich von der 
Entwicklung eines elementaren Arbeits.-Enthusiasmus der 
sich in der Aktivistenbewegung ausdrückte und die 'Vor­
aussetzungen für unseren "Weg nach oben" schuf. Anna 
Se g her s hat dem in ihrem großen Roman Die Ent­
scheidung" in eindrücklicher Weise Ausdruck: veriiehen· sie 
hat in diesem Buch die Atmosphäre und den Geist di~er 
Zeit hervolTagend einzufangen vennoch t. 

In jener Zeit konnte auch die Partei der Arbeiterklasse 
- aufbauend auf diesen objektiven Gegebenheiten - einen 
Schritt in ihrer Entwicklung weitergehen: sie wurde ZU!' 
Partei neuen Typus. Darin drücken sich die politischen und 
ideologischen Konsequenzen aus der bedeutungsvollen, den 
geschichtlichen Weg unseres Volkes verändernden Einigung 
der Arbeiterbewegung im Jahre 1946 aus. 

In den Thesen Irr bzw. IV des Politbüros des ZK der 
SED zum H), Jahrestag der Gründung der DDR heißt es 
dazu: 
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"Im Kampf wn die Festigung der antifaschistiBch-demo­
kratischen Ordn ung lUld gegen die antinationale Spal­
tungspoliLik, die in den Westzonen betrieben ww:;de, ent­
wjckelte sich die Sozialistische Einheitspartei Deutsch­
lands zu einer marxi-stisch-Icninistischen M:lSSenpartei. In 
knmcradschafUichen ideologischen Auseinandersetzungen 
Wld im Kampf gegen die revisionistische Theorie vom so­
genannten deutsdlen Weg zwn Sozialismus bildete sich 
allmähHch auf der Grundlage der organisatorischen Ein­
heit die politisch-ideologische Einheit der Partei heraus. 
Durch Ihren unbeirrbaren Kampf für die Lebensinteres­
sen der Werktätigen festigte sich das Vertrauen der Vo1ks­
mR!>Sen zur Partei, wurde sie befähigt, die antilasch.i'itisch­
demokratische Umwälzung an der Spitze der Arbeiter­
klasse und der Werktätigen konsequent zu Ende zu 
führen." 

"AU! 1nlUative der SEn entstand Ende 1947 als Antwort 
auf die SpaltungspoHtik der Westmächte und der west-, 
deutschen Reaktion die Bewegung des Deutschen Volks­
k ongresses für Einheit und gerechten Frieden, zu der sich 
Vertreter aller Parteien und Glaubensbekenntnisse, Ange­
h5rige allel' Schichten der Bevölkerung aus ganz Deutsch­
land zusammenschlossen. Die Volkskongreßbewegung ar­
beitete den Standpunkt des deutschen Volkes zur Lösung 
der deutschen .erage durch Abschluß eines Friedensver­
trages mit Deutschland und die Hersbellung der Einheit 
Deutschlands auf demokratischer Grundlage aus. Aber da<; 
Zusammenspiel de!:" imperialistischen Besatzungsmächte 
und der deutschen Reaktion, gedeckt durch die Spaltungs­
politik rechter sozialdemokratischer Führer, unterband die 
demokratische Entwicklung We.<;tdeutschlands. Weil die 
Arbeiterklasse in Westdeutschland nicht einheitlich han­
delte und die antilaschi.stisch-demokratischen Kräfte zer· 
splittert waren, konnte die völlige wirtschaftliche und 
schließlich auch staaUiche Spaltung Deutschlands durch 
die reaktionären Kräfte der Adenauer-CDU und die aus­
ländischen Imperialisten nicht verhindert werden." 

Wje ist nun die Rolle unserer Partei in diesem Zeitab­
schnitt zu beurteilen? 

Der U riterschied Z\\~ischen der Lage der eDU nach der 
Entfernung von Dr. Helmes und Dr. Schreiber aus dei' 
Partetführung und nach der von Kaiser und Lemmer be­
stand darin, daß nunmehr Ende 1947, Anfang 1948 zum 
erstenmal die Repräsentanten der fortschrittlichen Kräfte 
in der eDU an die Spitze der Partei traten, und zwar Otto 
Nuschke, Dr. Reinhold Lobedanz, LuitpoId Steidle und 
HaI1'5rFaul Ganter-GilmallS, um nur die bekanntesten zu 
nennen. Auch in del: jüngeren Generation traten for\ro 
schrittliche Kräfte weiter nach vorn, so einer der dama­
ligen stellvertretenden Landesvorsitzenden der CDU Sach­
sen-Anhalts. GeraLd Götting. Den'noch hatten starke reak­
tionäre KTäete lmmer noch entscheidende Schlüsselpos.itio­
nen in der Hand, insbesondere in den. Landtagsfraktionen 
und .in den Länderministerien. Die Aktivität der reaktio­
nären Kräfte in der CDU verlagerte sich demgemäß auf 
die Landesvorstände, allf die Fraktionen der Landtage 
sowie auf die ständigen Ausschüsse beim Zonenvorstand. 

Di~ Politik der eDU in den Jahren 1948/49 wal" zwie­
spältig. Eine rseits unterstützten die Partei organisationen 
die Tätigkeit der VOlkskongreßbewegung und die Verwirk­
lichung jener grundlegenden ökonomischen Reformen in 
der damaligen Sowjetischen Besatzungszone, die der Festi­
gun~ der anti:faschisti5d1-demokratischen Ordnung dienten. 
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Darin kam zum AlLc:druck, daß die Reaktion auf ökonomi­
schem Gebiet durch die Schaffung des Volkseigentums 
entscheidend geschlagen war. Andererseits ,gab es dennoch 
Bestrebungen in der CDU, möglichst erfolgreich Rückzugs­
gefechte für das ökonomisch geschla-gene Großbürgertum 
und für die Großgrundbesitzer zu führen. Dabei taten sich 
vor allem jene Politri.ker in der eDU hervor, die als Kon-
7..emvertreter noch nicht entlarvt worden waren, wie z.um 
Beispiel der sächsische Finanzrninister Rohner, der von 
1925 bis 1945 Vertreter des F1.ick-Konzerns in Dresden, 
ehemri.itz und Berlin war73), der mecklenburgische Wirt­
schaftsminister Dr. Witte, Repräsentant der Firma Fried­
lich Wüte und spanischer Konsul seit dem Jahre 192'374 , 

und der Sozialminister von Sachsen-Anhalt, Dr. Leo Her­
wegen, der Beziehungen zum Solvay-Konzern unterhielt. 
Die Politik dieser Konzernvertreter lief vor allem auf eine 
scharfe iFron1stellung gegen die Deutsche Wi.rtschaftskom­
mission hmausY') 

Die Politik der Reaktion in der eDU hatte damals drei 
Stoßrichtungen : 

Erstens: Scharfer i:rmerparteilicher Kampf gegen die 
fortschrittlichen Kräfte in der Fühiung der CDU, insbe­
sondere gegen Otio Nuschke. Diese Tatsache kam noch auf 
dem 3. Parteitag 1948 !in Erfurt sehr betont in immer 
wieder erneu~n Mißfallenskundgebungen .gegen Otto 
Nuschke zum Ausdruck. 

Zweitens: Orientierung aller reaktionären Kräfte der 
Partei auf die Agitation für die Durchführung von Neu~ 
wah len zu den Landtagen, Kreistagen und. örtlichen Ge­
meindevertretungen 'im Jahre 1948. Schon im November 
1947 war eine detaillierte Ausarbeitung über die "Chancen 

73) .. Tägliche Rundschau" vom 17. Februar 1950. 
7'1) .. Der Demokrat" Nr. 27/1950. 
76) Charakteristisch dafür Ist di\s am 29. Juli 1948 auf einer Sit­

zung des Zonen vorstandS beschlossene WlrtsChatts- und 50-
zialprogrc:mm, d~s eme Art pnvatkapltalistisChes Gegenpro­
gramm gegen den Entwurf des Zweijahrplans darstellte. Zur 
Begrilndung dieses Programms führte der dam:lUge mecklen­
burgische Wirtschaft!>mlnlstcr DT. Wltte u. a. aus: "Wenn 
wir zu dem ""orgelegten SRD-Plan erhebl1che Bedenken an­
zumelden haben, so liegen diese In drei Richtungen: }. In 
dem von Ulbrlcht i\usdrUCklich hervorgehobenen klassen­
kämpferischen Charakter dieses Planes (Zurufe: Sehr richtig!); 
2 in der einseitigen Blickrichtung des Planes, der die Pro­
bleme ausschließlich vom Standpunkt des Lohnarbeiters h~ 
der Großindustrie betradltet (Zurufe: Sehr richtig!); 3. in 
der AnmAßung rier SED, Ihre FOrderungen und Vorsdl1äge 
als d en Plan des gesamten Volkes darzustellen. Wir sind der 
Melnung, daß der Wirtschaltsplan nicht die Aufgabe hat, den 
Klassenk.2mpf voranzutreiben. (Zurute: Sehr gut!) " (Zitiert 
nach "Neue Zeit" vom 21. Juli 1948.) 

34 

der eDU bei Neuwahlen 1948"78) hergestellt worden. All­
gemein hofften die reaktionären Kräfte in der CDU, durch 
Demagogie und durch die Unterstützung der westde,:~en 
Reaktion einen "Wahlsieg" zu erreichen, um damit Jene 
Ziele verwirklichen zu können, die im ~ffenen konterrevo; 
lutionären Kampf 1945 und 1946 und die auf dem Umwe:." 
über die Wiedervereinigungspolitik 194"'7 nicht hatten reall-
siert werden können. _ 

DTi ttens: War die Reaktion auf ökonomischem Gebiet 
geschlagen und hatte sie Selbst auch po~tisch-parlamenta­
visch schon entscheidende Niederlagen eIngesteckt, so ent­
faltete sie eine um so ungehemmtere Aktivität auf. k-ultur­
politischem Gebi,,::t .. Di~ Jahr~ 1948 und 194-~ .Slru;. von 
einer emsigen Tatigkel t geWIsser ,,~ulturpoli~~ der 
enu gekennzeichnet, die Schulreform, Ihr=e Ve~klichu.ng 
und ihre Festigung, aufzuhalten. Außerdem nchte~ .~lch 
immer wieder aggressi ve Vorstöße dieser reaktionaren 
Kulturpolitiker wie Professor Hickmann, Dresden, und 
Dr. Feter BI c: eh, Potsdam bzw. Klein-Machnow, gegen 
die Demokratisierung un\S€rer Hochschulen. 

Höhepunkt der Aktivität der kulturpolitischen Reaktion 
war die Kulturtagung der eDU vom 24. bis 26. Juni 1949 
in Eisenach. Auf dieser KulturtagWlg entwickelte zwar 
Otio Nus.chke ;in seiner Begrüßungsansprache eine klare 
und fortschrittliche Kon.zeption der Kulturpolitik der CDU, 
indem er die Kulturverordnungen der Deutschen Wirt,-. 
schaftskommission analysierte und für ihre Verwirklichung 
die Unterstützung der eDU zusagte. Gleichzeitig wurde 
aber auf dieser Tagung ein "Gesch.ichtsbild. der Unio~" 
entwickelt, das im wesentlichen der Abendland-Ideologie 
der klerikalen Reaktion en"biprach. Das grundlegende Re­
ferat über dieses Thema hielt der damalige kat.ho~.e 
Dozent an der Philosophischen Fakultät der Umversltät 
Lei.pzig, Dr. Buchheirn (heute Professor an d~T~­
lllischen Hochschule München), der dort vor a~em die "Em­
heit der europäischen Weltgeschichte" ana1~erte und un­
terstrich.'i"i) Das Referat Buch:heims schloß mit den charak­
teristischen Bemerkungen, daß 

Grillparzer .mgesichts der nationalen Entwicklun& des 
19 Jahrhunderts mit Bitternis prophezeit hat, der Fort­
schritt dieser Dinge werde von .der Humanität über die 
Nationalität hinausfUhren zur - Bestialität". 

76) Historisches Archiv der Parteileltung der CDU, NI'. 28"0. 
77) "Neue Zelt" vom 26. Juni 1949. 
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Au'S diesen ideologischen Konzeptionen wurden Schluß­
folgerungen. für die aktuelle Kulturpolitik gezogen, die vor 
a~lem auf dIe Zerschlagung des einheitlichen Schulsystems 
hinauslaufen sollten. Es wurde zwar pathetisch verkündet: 

,,~i~ ~U steht.lZur Einheitsschule." Es wurde aber gleich­
zeltig hmzugefugt: 

"Di~ Eil1!ichtung privater Schulen als notwendige Ergän­
zung 1st rucht ausgeschlossen, soweit die öffentliche Schule 
berechtigte Erziehungsbedürfnisse nicht berücksichtigt. "7S} 

Außer~~m. wurde die Forderung nach der Auflösung 
der achtJahngen Grundschule und ihrer Ersetzung durch 
eine sechsjährige Grundschule gestellt. Auch die Koeduka­
tion wurde abgelehnt. 

Es kommt hinzu, daß die reaktionären Kräfte in unserer 
Partei in der Phase der politischen Entwicklung 1948/49 
die Einnahme einer klaren Position zur Frage der Oder­
N~jße-Grenze verhinderten. Diese Frage war bekanntlich 
schon sehr früh Gegenstand des kalten Krieges gegen die 
fortschrittlichen Kräfte geworden, und die reak-tionären 
Fü~rer der CDU hc:.tten von Anfang an gegen die Ode r­
Neiße-Grenze Stellung bezogen. So erhielt Professor Hick­
mann, der damalige Landesvorsitzende der sächsischen 
CI?U, von einer Frau Christa Fritsch, Reinhardsgrimma 
beI Dresden, unter dem 10. Oktober 194i3 einen Brief in 
dem revisionistische Forderungen enthalten waren. Di~r 
Frau Fritsch schrieb Professor Hiclanarm unter dem 
W. Oktober 1946: 

"Zu Ihrem leider verspätet eingegangenen Schreiben 
d3.rf ich Ihnen mitteilen, daß Ihr Anliegen von der CDUO 
in jeder geeigneten Weise vertreten wird. Daß darüber die 
OHenilichkeit nicht näher unterrichtet werden kann ist 
in den gegebenen Verhältnissen. begründet. Halten wh: uns 
an d.ie (bekannte n~tionalistische. G. W.) Losung: Immer 
daran denken und nicht aufhören zu hoffen!"79) 

Es war Luitpold Steidle, der in einem Artikel in der 
"Berliner Zeitung" vom 4. Mai 1949 unter der Uberschdtt 
,,~iesseits, jenseits der Oder-Neiße-Uinie" mit der Klä,rung 
dieses entscheidend wichtigen Problems in der CDU be­
gann. Freilich dauerte es bis zum 4. Parteitag im Novem­
ber I M9. bis ta~ächlich die Führung unserer Partei sich 
zu einer klaren Entscheidung in dieser Frage durchrang. 

78) HNeue Zeit" vom 26. Juni 1949. 
19) M2ppe mit der Korrespondenz von Professor Hickmann 19-:1i 

bis 1947, Archjv da Bt'zlrksverbandes Dresden der CDU. nicht 
numeriert. 
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Ähnlich verhielt es sich mit der Raltung der reaktionären 
Kräfte in unserer Partei zur Gründung des DFD. Am 
29. Juli 19-48 hatte sich Otto Nuschke in einer Rede vor dem 
erweiterten Zonenvorstand der CDU für den DFD einge­
setzt.so) Daraufhin erhielt Otto Nuschke von der Vorsit­
zenden der Zonen-Frauenarbeitsgemeinschaft der eDD, 
Frau Dr. I lse Sc hm i d t, einen Brief in dem klipp und 
klar erklärt wurde: 

Die Frauenarbeitsgemeinschaft kann diese von Ihner:. 
v~tretene Auffassung, soweit es sich um die Mitarbeit der 
Frauen der CDU im Demokratischen Frauenbund Deutsch­
lands handelt nicht teilen ... In wiederholten eingehenden 
Aussprachen 'hat daher die Frauenarbeitsgem~in.schaft ~ 
schlossen, es bei dem Beschluß vom 17. Jwu 1947 (kerne 
offizielle Beteiligung am DFD. G. W .) zu belassen und das 
Schwergewicht ihrer Arbeit auf die parteipolitische Schu­
lung und Weiterbildung der Frauen in der CDU zu 
leg.en. "81) 

Diese Momente der reaktionären Haltung führender 
Kreise der CnD und zahlreicher Parteiol'iganisationen (man 
denke nur an die dramatische erwe.iterte Landesvorstands­
sitzung des Landesverbandes Brandenburg am 9. Februar 
1949 in Potsdam)8:!) hatten ihren Kern in der Frontstellung 
gegen die Politik der Partei der Arbeiterklasse, die im 
Sommer 1948 dazu übergegangen war, in übereinstimmung 
mit dem Reifegrad der gesellschaftlichen Entwicklung in 
der Sowjetischen Besatzungszone und mit den Interessen 

~ der Arbeiterklasse die zweite Phase der volksdemokrati­
schen Revoluti-on einzuleiten. Die Frontstellung gegen die 
SED wurde noch schärfer nach der 1. Parteikonferenz der 
SED zu Beginn des Jailres 19'49.83) Das Wesen der .Politik 
dieser restaw'ativen Kräfte in der CDU bestand In dem 
Versuch, gestützt auf Kreise der westdeutsch~ CDU, eine 
konterrevolutionäre Politik zu betreiben, die SIch auf alle 

80) "Neue Zeit" vom 18. August 194!l. 
81) Historisches Archiv der Pllrtei1eitung der CDU, Nr. 353. 
82) "Märkische Union" vom 11. Februar 1949. 
8:!) Es kann nlcht üöersehen werden, daß fqr diese HaI~ung 

re::\ktionärer Kräfte In der CDU auch das E~ommuruzIe­
rungsdekrel des Vatikans vom April 1949 und die erste aus­
gesprochene Kampfansage gegen die neue gesellschaftliche 
Ordnung in der SBZ durch Bischof Dibclius in seiner Pre ­
digt in der Pflngstwoche 1949 in der Potsdamer Frledenskirchl! 
eine- Rolle spielten. Durch die Bildung der NATO Anfang 
1949 trat der kalte KrIeg in ein neues StadIum, das kirchen­
pOlitisch - schon damals! - von der Formierung des NATO­
F!ügels In den große.n Kirchen charakter~iert. wir:d. - Der 
Potsdamer Predigt von Dibelius folgte eIn nut dIeser Pre­
digt übereLnstimmendes Rundschreiben an die Gemeinden 
der Berl1n-Brandenburglschen Kirche. (Vergl. "Der Tages­
spiegel" vom 7. Juni 1949.) 
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Ebenen des gesells<;haftlichen Lebens in der damaligen 
SBZ und auf die Haltung der Partei auch in der nationalen 
Frage auswirken soUbe.B4) 

Freilich waren diese Kräfte in der CDU nicht mehr so 
stark wie früher. Jetzt begannen sich in stärkerem Maße 
die forischrittlichen Kräfte zu sammeln und im Geiste des 
Gründungsaufrufs die Partei auf die Unterstützung des 
Prozesses der gesellschaftlichen Neuordnung zu orientieren. 
So veröffentlichte am 7. Mai 1'9>49 der damalige Bürger­
meister von Aue, Magnus Dedek, in der Dresdner CDU­
Zeitung "Die Union" ei·nen lln Blick auf die Wahlen zum 
Volkskongreß geschriebenen Artikel, der für die damalige 
Situation in der cnu charakteristisch war und der um so 
wichtiger ,ist angesichts der Bedeutung, die diese Wahlen 
für den Froreß der Gründung der DDR hatten. Es heißt 
dort: ' 

"Es gibt wohl kaum eine erhabenere Aufgabe, als hiel' 
mit heißem Herzen mitzuwirken und Streiter für den Frie ­
den zu werden ... Unser Zonenvorsitzender QUa Nuschke, 
der als Delegationsführer die deutsche Nation auf der 

84) Wie die Wahlen des 14. August 1949 in den Westzonen von 
der Reaktion in der CDU eingeschätzt wurden, geht aus 
:folgendem Auszug aus dem Protokoll der Fraktion der CDU 
im br~ndenburgischen Landtag vom 14. September 1949 (Hi­
storisches Archiv der Partelleitung der CDU, unregistriertes 
Material, Protokoll Seite 2) hervor. Dort heißt es: "Da trotz 
der klaren Stellungnahme, dle die Fraktion in ,einem Schrei­
ben vom 10. Juni 1949 zu dem Thema ,EntsChließungen' allen . 
Fraktionen des Landtages bekanntgegeben hat, die SED ihre 
Produktion an gemeinsamen Entschließungen noch nicht ein­
gestellt hat und auch die heutige Landtagssitzung mit einer 
Resolution zu krönen wünscht, muß sich die Fraktion wieder 
mit dle3er Frage be'fassen. Es handelt sich hier um eine Ent­
schli eßung , in der der Landtag des Landes Brandenburg 
gegen die Wahlen zum westdeutschen Bundestag und d Ie 
vom Bundestag zu wählende westdeutsche Regierung \vijte L. 
Herr Heller teilt mit, daß Herr Leps (vom Fraktionsvor ­
stand der SED. G. W.) .auf dem Standpunkt stehe, daß d ie 
Wahlen in Westdeutschland auch den Protest des Landes 
Brande·nburg herausforderten. Um 12 Uhr soll nun eine ge­
meinsame Besprechung hierzu stattfinden. Herr Heller liest. 
den Entwurf vor und stellt ihn zur DiskUSSion. Die Fraktion 
äußt"rt sich dagegen , daß hier bei der ersten GelegenheH 
schor: wieder \'on ihrem zur Frage der Entschließungen 
schrlftlich festgelegten Standpunkt abgegangen werden soU. 
Es Ist nun die Frage, ob die Fraktlon sich auf ein Kompro­
miß einläßt. Die Fraktlonsmttglieder sind der Ansicht daß 
die Art und Welse, wie in unserem Lande gegen Bonn' Stel­
lung genommen wird , unklug und unparlamentarisch ist." 
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Die obige Feststellung gilt natiJrlich nicht fi.lr die nationale 
Politik der fortschrittlichen Kräfte in der CDU. Im Gegenteil: 
es muß mit besonderem Nachdruck die Tatsache hervorge­
hoben werden, daß Dtto Nuschke Anfang März 1949 Dr. 
Adenauer und andere Polltiker der Westzonen-CDU aufSuchte 
und sie VOr der Bildung des westdeutSchen Separat-Staates 
warnte. (vgl. "Der TageSSJ)'i.e"gel" vom 3. März 1849.) 

Pariser Konferenz (gemeint ist der GrÜDdungskongreß der 
WeltfriedensbewegWlg im April 1949 in Paris. G. W.) ver­
treten hat ist uns allen ein leuchtendes Beispiel und Vor­
bild. Aber', und das müssen wir mit Besorgnis feststellen, 
es gibt in unseren Reihen Kreise, die .sich sehr passiv hal­
ten. Sie k-ennen nicht die offene Begeisterung, die heute 
durch das deutsche Volk braust, oder sie wollen sie nicht 

.. sehen. Sie beteiligen sich nur zögernd und zaudernd in der 
Volkskongreßbewegung, ja sie stehen ihr zum Teil ableh­
nend gegenüber. Während die fortschrittlichen Kräf~e un­
serer Union sich unzweideutig für das Lager des Friedens 
Seite an Seite mit den Völkern der Sowjetunion und den 
Volksdemokrat·ien entsch.leden haben, so scheint jenen 
Kreisen eine klare Stellungnahme mehr als .unbehaglich, 
Sie sprechen fortwährend von einer deutschen Neutrali­
tätspolitik, liebäugeln nach allen Seiten, gebrauchen. n~r 
Lippenbekenntnisse des Friedens und wollen es dabei m~t 
niemandem verderben. Sie wollen bewußt nicht erkennen, 
wir , .. die politische Landkarte Europas betrachten, dann 
daß die Welt in zwei große Lager gespalten ist ... Wenn 
dürfte es wohl keinen Zweifel geben, wo das deuts.che 
Volk zu stehen hat! Jedenfalls haben wir ein Recht auf 
unser Leben und da gibt es keine Neutralität, sondern 
nur ein gem'einsames Schreiten in der großen Friedens­
front. Wer hierbei Zurückhaltun~ übt, wer in seinem Be­
kenntnis zögert, ja, wer sich mit leisen Redensarten her­
auszuwinden versucht, der hemmt nicht nur die fort­
schrittlichen Kräfte in unseren Reihen. sondern leistet letz­
ten Endes den Feinden des Friedens Vorschub und er­
mutigt sie geradezu." 

Diese Erklärung von Magnus Dedek, die sich eindeutig 
gegen dle Politik Hickmanns und anderer reaktionärer 
Kreise richtete, kQnnbe nur unter dem Druck der fol;1:-
5Chrittlichen Kräfte in der Dresdner CDU-Zeitung abge­
druckt werden.85) Der Artikel von Dedek war zugleich a her 
auch ein Zeichen dafür, daß die fort:>chrittlichen "Kräfte 
in de:- CDU nicht länger bereit waren, Doppelzüngigkeit 
und Zweideutigkeit in der CDU zu dulden - Doppelzün­
gigkeit und Zweideutigkeit, wie sie Dr. Peter Bloch in 
klassischer Weise jn seinem Leitartikel "Ei·genständigkeit" 
in der Märkischen Union" vom 2·3. Juli 1948 beschrieben 
hatte: " . 

"Die Kritiker (gemeint sind die westüchen Kritiker der 
CDU. G. W.) sollten weniger auf die großen Worte in der 
uns nur dürftig zur Verfügung stehenden Presse lauschen, 
als mehr 3W den kaum sichtbaren, aber d-esto intensiver 
geführten politischen Tageskampf achten. Sie würden Ach­
tung bekommen. Und das wäre der Aniang d-es V~stehens. ' · . 

II ~) Dlf;'-Se Fr.ststcIJung kann nud"1 dem schon erwähnt~n unda­
tierten Al<, ter. .... ermerk von Magnus Dedek. Arch.iv des Be­
zirksvOl-stanc!cs Dresden der CDU" belegt. werden. 
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Der H Öhepunkt dieses "Verste'hens" war mit dem Datum 
des 14. A ugust 1949 verknüpft, das heißt mit dem Datwn 
der westdeutschen SeparatwahLen. Für viele reaktionäre 
Führer der CDU .in de r damaligen SHZ war der Sjeg der 
West-CDU in den Bundtagswahlen zugleich ein Sieg fü T 
sie, ein Triumph dieses "Verstehens". Sie meinten. mit 
einer von der West-eDU ,geführten Bundesrepublik 'nun­
mehr endlich ihr Ziel, die Liquidier ung der f{)rtschrlttlichen 
Errungenschaften in der SBZ, erreichen zu können. 

Man muß diese innere Situation in der cnu in der ' 
damaligen sowjetischen Besatzungszone kennen, um zu 
verstehen, wie sich die Partei zur Gründung der Deutschen 
Demokratischen Republik verhielt. 

Im September 1949 gab es lebhafte Diskussionen, wie in 
der gesamten Öffentlichkeit, so auch in der CDU darüber, 
welche Schlußfolgerungen aus den westdeutschen Separat­
wahlen und aus der Gründung der Bundesrepublik gezogen 
werden mußten. Es· ist typisch für die innerpartelliche 
Situation in der CDU, daß eine abwartende H altung und 
Sympathie für Adenauer gepredigt wurden. In dieser Si­
tuation erhielt die besonders von Professor Hickmann ver-

" tretene Theorie der Neutralisierung ihre eigentliche ge­
fährliche Spitze. Mitte September hielt Professor H ick­
mann einen Vortrag vor dem erweiterten Landesvorstand 
der CDU Sachsens, in dem er sagte: 

"Wenn nWl aber dieser Staat (gemeint ist die westdeut­
sche Bundesrepublik. G. W.) einmal eine geschichtliche 
Wirklichkei t geworden ist, so müssen wir wünschen, daß 
unsere Freunde (gemeint sind offenb3r .die Führer der 
westdeuLschen CDU . . G. W.) den Gedanken der Einheit 
'Deutschlands niemals aus .dem Auge verlieren und der 
separate Weststaat nur ein Provisorium ist ."86) 

Weiter führte Professor Hickrnann aus : 

"Welchen Weg solleo. wir nun in der Zukunft gehen? 
Soll jetzt im Hinblick auf den Weststaat in unserer Zone 
der Oststaa t aufgerichtet werden? Diese Frage liegt selbst­
verständlich nahe. Darauf ist . zu antworten: das hängt 
nicht von uns allein ab. Wir wissen noch nicht, welcher 
Wef!. gewählt wird, aber so viel ist sicher, daß die Er­
richtung des Weststaates durchaus noch keine Nötigung 
zur Errichtung eines Oststaates ist. "87) . 

Anstatt aJso eine klare nationale und fortschrittliche 
Antwort auf die SpaltWlgspolitik des Westens zu fordern, 
phantasierte Pr{)fess{)l' H ickmann vom "Provisorium" der 
Bundesrepublik, forderte er die Wehrlosigkeit der fort­

'schrittlichen Kräfte in der SBZ und stellte erneut die For-

so) "Die Union" vom 17. September 1949. 
111) ebenda. 
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der:ung nach "Neuwahlen" auf. Was Hickmann in Sachsen 
artikulierte, fOTderten reak:t:ionäre IFührer in den anderen 
Landesverbänden in gleicher Weise. 

.Unter diesen Umständen hatten die fortschrittlichen 
Kräfte in der CDU unter Führung Otto Nuschkes einen 
harten Kampf auszufechten, um diese Tendenzen in der 
Partei zurückzudrängen und die echten nationalen und 
fortschrittlichen Willenskundgebungen auch der einfachen 
MitgHeder der CDU für die Politik der Parteiführung kon­
stit uierend zu machen. Otto Nuschke hat te damals persön­
lich einen hohen Anteil an der Durchsetzung dieser kJaren 
nationalen und fortscltrittlich~n Linie in der CDU. Er 
spr·ach Anfang Oktober nicht nur vor dem Hauptvorstand 
und vor allen Kreisvorsitzenden, die 2lU einer Beratung 
nach Berlin .geladen wurden.88) Nein, er sprach auf einer 
Partelversammlung und öffentlichen Kundgebung nach der 
ande ren, und er konnte, wie er dem Verfasser dieser Zeilen 
nach einer Kundgebung in Belzi,g am 4. Oktober 1949 selbst 
sagte, immer wiooer die Überzeugung mit nach Berlin 
nehmen, daß der Weg der patriotischen und fortschri t t­
lichen Kräfte, daß sein Weg der richtige sei. 

An der Gründung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik hatten die Organisationen der CDU dw"eh die klare 
Orientierung, die ihnen durch den Hauptvorstand und 
durch Otto Nuschke persönlich gegeben wo!'den war, einen 
hohen Anteil. Die Haltung dieser Organisationen und der 
einfachen 'Mitglieder der CDU wiord klar widergespiegelt 
durch eine Äußerung des bekannten damaligen Oberbür- . 
germeisters von Weimar, B u c h tel' kir ehe n , der heute 
ein führender Handwerkerfunktionär ist. Er sagte: 

"Das deutsche Volk will nicht, daß durch ein zerrissenes 
Deutschland der Friede Europas und -der Welt gefährdet 
wird. Angesichts der imperialistischen Machenschaften er­
hebt das deutsche Volk verstärkt die Forderung, eine ge­
samtdeutsche demokratische Regierung mit Sitz in der 
Hauptstadt Berlin zu bilden. "89) 

Gleichzeiti,g meinten aber auch die reaktionären Kräfte, 
von neuem Morgenluft wittern zu können. Sowohl in mhl­
reichen Fraktionssitzungen der Landtagsfraktionen und in 
Sitzungen der Volksk'ammerfraktion im November und 
Dezember 1949 a.ls auch auf dem 4. Parteitag der CDU in 
Leipzig vom 12. bis 14. November wurde nunmehr die neue 
LiIl'ie der reaktionären Kräfte ausgearbeitet - eine K on­
zeption freilich, die von vornherein zwn Scheitern ver­
urteilt war Wld unter die die ZiU Eingang dieser Arbeit 
zitierte Entschließung vom za. Januar 1950 den endgültigen 
Schlußstrich zog, Es war der damaUge Fraktionsvorsit7..ende 

811) HistorisChes Archiv der Parteileitung der CDU, Protokoll des 
4. Parteitages der CDU, Seite 36. 

SIl) "Neue Zeit" vom 5. Oktober 1949. 
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der CDU-Fraktion in der Volkskammer, der Konzernver­
treter Gerhard Rohner, der dieser Li.nie in der Dis~ussion 
des 4. Parteitages klarsten Ausdruck verl!ieh: 

"Durch die Bildung der Volkskammer als höchstes Organ 
in der DDR ist den Fraktionen die Möglichkeit gegeben, 
auf parlamentarischer Basis in das politische Geschehen 
unserer Zeit einzugreifen und es somit nach gegebenen 
Möglichkeiten auch nach ihren Grundsätzen zu ~einflus­
sen. "00) 

Also nicht die Gründung des Arbeiter-'Und-Bauern­
Staates, nicht die Fortsetzung des gesellschaftlichen Neu­
ordnungsprozesses war für Herrn Rohner das entschei­
dende Moment der Gründung der DDR, sondern die Bil­
dung einer parlamentarischen Republik, das heißt also mit 
anderen Worten: die Rückbildung der DDR in einen bür­
gerlichen StaatO\ in einen bürgerlichen Staat zudem, der 
an die westdeutsche "Bund-esrepublik" angeschlossen wer­
den kann. Denn an anderer Stelle seines Referats hatte er 
davon gesprochen, daß" man nach dem Westen "alle Türen 
offenhalten" solle, 

Freilich: Rohner und seine reaktionären FreUl1de isolier­
ten sich mit solchen politischen Tendenzen von dem Kampf 
der fortschrittlichen J$:räfte in der CDU, wie er vor allem 
in den Reden Otto Nuscllkes, Luitpold Steidles, Gerald 
Göttings und August Hillebrandots auf diesem 4. Parteitag 
der CDU zum A'usdruck kam. Gerald Götting, der neuge­
wählte Generalsekretär der CDU, erklärte klipp und klar: 

90) Historisches Archiv der Parteileitung der CDU, Protokoll des 
4. Parteitages der CDU. Seite 102. 

9J) Eine be!1:ondcre Rolle spielte in diesem Zusammenhang die 
Berufung der )·eaktlonärC''n Kräfte auf die Verfassung der 
DDR bei deren · Ausarbeitung einige der Exponenten der 
Reaktion sich jn den. Verfassungsaus,schuß des Volksrates ein­
geschlichen hatten. Sie meinten , sie hätten In die Verfassung 
solche Klauseln hineingebracht, die ihnen jetzt die Rück­
bildung der DDR in einen bilrgerliChen Staat erleichterten. 
Typisch für diese Haltung ist ~Ine Äußerung des früheren 
staatssekretärs F. Schleusener, eines reaktionären F'Ührers 
der brandenburgischen CDU, in der "Märkischen Union" vom 
14. OktOber 1949 mit der überschrift "Selbstbestimmung". 
Dort heißt es: "De'r Beschluß (des Volksrats. G. W.) bedeutet 
die Verwandlung der Ostzone in ein Staatswesen mit eigener 
Vet·antwortlichkeit. Diese Tatsache allein rechtfertigt eine 
bejahende Entscheidung. Das muß weitreichende Folgen auch 
nach innen haben. Damit müssen auch die Grundsätze der 
Verfassung Wahrheit werden, die Gewährleistung der per­
sönlichen Freihe;t, der Unverletzlichkeit der Wohnung, des 
E!gentums und der anderen Grundrechte, die nach fort­
schrittlicher Auffassung für das lebenswürdige Dasein eines 
Kulturmenschen selbstve'rständllch sind. Verwaltungswillkül' 
muß Rechtssicherheit und ordnung welchen. Der Wert der 
Leistung muß wieder zur Geltung kommen ... Ein äußeres 
ZeiChen dafür ist auch daß die DWK und eie Zentralver· 
w:lltungen v 2'rsC'llw!nden, daß also absolutl:stisch <,.rbeitendc 
Einrichtungen durch eine unter parlamentarischer Kontrolle 
slelll:rlde verantw(lrtliche Regierung ersetzt werden." 
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"Schon zeigt sich eine tiefgehende Umwandlung, ein 
neues Zeitalter wirft seine Schatten voraUs, in dem nicht 
mehr das Ich in seiner ichbezogenen Isolierung, sondern 
das Wir als eine ethische Großmacht bestimmend sein 
wird. .. Diese neuen Formen müssen sich im gesamten 
gesellschaftlichen Leben entwickeln, Sozia1i.smus ist nicht. 
nur ein Anliegen der Wirtschaft, das wäre ein entschei­
dender Irrtum. Unser Sozialismus als eine ethische Grund­
haltunR" wirkt in allen Lebensbereichen. So haben wir z. B. 
im Gebiet der Politik neue Formen der Blockarbeit, einer 
Blockpolitik, wo das Nebeneinander klar zu erkennen sein 
muß, wo aber nicht mehr das Ich einer Partei entschei­
dend sein darf, sondern das Wir des Volkes. Und das setzt 
sich fort vom Ich des Volkes zum Wir der Völker. Wenn 
diese angedeutete Grundrichtung Bestandteil einer sozia­
listischen Politik ist, dann kann ich Ihnen versichern, daß 
sich unsere junge Generation mit aller Leidenschaft für 
eine derartige Politik einsetzen wird. Ebensolche soziali­
stischen Fonnen müssen in der Wirtschaft erarbei tet wer­
den."D2) 

Es waren die in solchen Sätzen zum Ausdruck kommen­
den Auffassungen, von denen die Mehrheit der CDU aus­
ging, als sie sich an der Festigung des neugegründet~n 
Arbeiter-und-Bauern-8taates beteiligte. Es war daher nicht 
zufällig, daß 'Zu den Trägern des ersten Nabionalpreises der 
Deutschen Demokratischen Republik, der im Jahre 1949 
verliehen wurde, der katholische Bergarbeiter Josef 
W' u j c i a k. ein Funktionär der CDU, gehörte; Wujciak 
war bei der Durchsetzung der Aktivistenbeweg,ung im 
M-ansfelder Kupferbergbau führend beteiligt, 

V. 

Die aktive Teilnahme beim Aufbau der DDR und die 
damit noch verbundenen Auseinandersetzungen mit den 
reaktionären Kräften in der CDU erforderten eine Verall­
gemeinerung der in der Zeit zwischen 194'5 und 1949 ge­
sammelten Erfahrungen der fortschrittlichen Kräfte in der 
CDU. Diese Verallgemeinerung wurde in der VOm 28. Ja­
nuar lJ950 beschlossenen Erklärung des Politischen Aus­
schusses der enu vorgenommen. In dieser Erklärung 
wurde die Position beschrieben, die die christlichen Demo­
kraten gegenD ber dem ersten Staat der .<\.Tbeiter und 
Bauern in der deutschen Geschichte einzunehmen haben, 
und gefordert, "daß der christliche Demokrat in der Deut­
schen Demokratischen Republik seine Republik anerkennt 
und daß er ihr freudiger Träger, ihr aufmerksamer Wäch­
ter und ihr entschlossener Verteidiger ist."o:!) 

112) Historisches Archiv der ParteiJeitung der CDU, Protokoll des 
4. Parteitages der CDU, Seite 117 f. 

D3) Dokumente dET CDU, Berlin 1956, Seite 46. 
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Mit dieser Erklärung wurde der Anschluß an die fori­
schrittlichen Elemente des GrÜlldungsaufrufs der CDU er­
reicht. Dieses Dokument ermöglichte es der CDU zuglekh 
zusammen mit den anderen demokratis<'hen Kräften dj~ 
Versuche zurücke;uweisen, durch eine Politik der Sabotage 
und .der Stör:.J.p.g des Friedens die Liquidierung der demo­
kratischen Erl'lungenschaften in der DDR einzuleiten. 

In einem Interview,·das Walter Ulbricht Anfang Februar 
1950 dem RedaktionskoUegium des "Neuen Deutschland" 
gab, antwortete er auf die Frage: "Welche Gründe riefen 
den Kampf gegen die feindlichen Elemente in der jetzigen 
Situation hervor?'! folgendes: 

"Hickmann und seine Freunde glaubten, die übergabe 
der Verwaltung von den Sowjetor ganen in die Hände der 
Provisorischen Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik zum Kampf um den Abbau der Demokratie, zur 
Organisierung der reaktionären Kräfte ::tusnützen zu kön­
nen. Es kommt hinzu, daß die Spionagezentl'alen der USA 
und Englands den Aufbau in der Deutschen Demokrati­
schen Republik stören wollten und deshalb von ihren Agen­
ten und Mitarbeitern eine stärkere organisierte Arbeit 
fordern. Da die Bonner Verwaltung und ihre amerikani­
schen Herren unfähig .sind, die Entwicklung der Arbeits­
losigkeit und der Krise in Westdeutschland aufzuhalten 
suchen sie im Gebiet der Deutschen Demokratischen Repu~ 
bUk durch feindliche Propaganda, Sabotageakte, Brand­
stjftungen usw. die WirklUlg unserer Aufbauerfolge abzu­
schwächen. "94) 

In dem gleichen Interview sprach Walter Ulbricht über 
die Bedeutung der Erklärung der CDU vom 28. Januar 1950 
und einer ähnlichen Erklärung der LDP. Er sagte: 

"Die Erklärungen beider Parteiführungen bringen den 
Willen zur kameradschaftlichen Zusammenarbeit, zur Stär­
kung der Deutschen Demokratischen Republik. und zur 
Beendigung der Tätigkeit von Funktionären, die sich als 
heimtückische Doppelzüngler erwiesen haben, zum Aus­
druck. Die Antwort der demokratischen Kräfte auf die 
Rede von Hickmann zei&t, daß das demokratische lBewußt­
sein unter den Anhängern der Parbeien Wld Massenorga­
nisationen in der Rep,ublik so weit gewachsen ist, daß alle 
Versuche, die Deutsche Demokratische Republik zu unter­
minieren, ein für allemal zum Scheitern verurteilt sind. 
Vor dem ganzen deutschen Volk und allen friedliebenden 
Kräften ist offenkundig 'geworden, daß die demokratischen 
Kräfte das Schicksal Deutschlands in die eigenen Händoö! 
genommen haben und niemals wieder die demokratische 
Staatsmacht ane; den Händen geben werden. U 1l5) 

94) Zitiert nach ,.Dlt> Union" v:)m 4. Februar 1950. 
115) ZItiert nach ,.Dle Union" v~m 4. Februar 1950. 
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Es ist charakteristisch für die innerpal'teiliche Situation 
der CDU in der damaligen Zeit, daß gerade in dem Lan­
desverband, der von der Reaktion zum Avantgardisten des 
Kampfes gegen den FortschTitt ausersehen war, nämlich 
im Landesverband Sachsen, sich die fortschrittlichen Kräfte 
sofort in der Lage zeigten, sich zu formieren und politisch­
ideologisch und organisatorisch den Landesverband auf 
einen neuen Weg zu führen. Diese Tatsache spiegelte sich 
in den vielen Erklärungen von fortscluittlichen CDU-Mit­
gliedern und -Funktionären wider, .die im Februar 1950 
im Dr€Sdner CDU-Organ "Die Union" abgedruckt worden 
sind. Hier zeigte sich der Erneuerungsprozeß der CDU, hier 
zeigte sich die Einheit der fortschrittlichen Kräfte in der 
CDU von unten nach oben und von oben nach unten. Es 
ist deshalb kein Zufall, daß unmittelbar mit der Annahme 
der Erkläru.ng vom 28. Januar 11950 die Tatsache verbun­
den' ist, daß der Führer der fortschrittlichen Kräfte in der 
sächslschen CDU, Magnus .oedek, der gegen die Stimmen 
sej·ner eigenen Frah.-tion zwn stellvertretenden Kreisrats ­
vorsitzenden des Kreises Aue gewählt worden war, Mitte 
Januar 1'95'0 vom Generalsekretär der CDU, Gerald Göt­
ting, emp~angen wurde.96) Diese beiden Daten 1m J anuat" 
1950 sind von großer Bedeutung für den fortschrittlichen 
Weg der Christlich-Demokratischen Union. 

Wie in Sachsen, so konnte auch in den anderen Landes­
verbRnden ein ähnlicher Prozeß der IDrneuerung der Partei 
beobachtet werden. Am langsamsten vollzog sich die Ver­
änderUng der rnnerparteilichen Situation im Landesver­
band Brandenburg, wo die reaktionären Kräfte erst im 
Laufe des Monats März aus 1hren Führungsposjtionen ent­
fernt werden konnten, so der bisherige stellvertretende 
Landesvorsitzende, Dr. Peter Bloch, der die Gründung der 
DDR als einen "Staatsstreich" bezeichnete und -:in der Sit­
zung der CDU-Landtagsfraktlion am 10. Oktober 1949 ein 
,,21-Punkte-PrQgramm" entwickelt hatte, das sogar der 
reaktionäre E'l.'aktionsvorsitzende Hell e r zurückweisen 
mußte.!l7) 

96) "Täglidle Rundsdlau" vom 26. Januar 1950. 
97) Heller bemerkte nach dem ProtokOll dieser Fraktionssitzung: 

"Als veranlwortliCher Fraktlonsvorsitzender möchte ich ... 
darum bitten, daß wir manche Stellen, in denen die Gegen­
sätze so furchtbar hart zum Ausdruck kommen, mildern und 
eine versöhnlichere Stimmung zum Ausdruck bringen." Diese 
Kritik übte ein Mann, de'r kurz vorher in dieser FrakLions­
sitzung erklärt hatte, daß Im Grunde der einzige "vorteil 
der Bildung der DDR" d3rin bestehe, daß die "DWK nebst 
Sekretariat" aufgelöst würden. (Seite 2 und 'Seite 7 des Pro­
tokolls. In den noch nicht ausgewerteten und registrierten 
Akten im Historischen Archiv der Parteileitung der CDt:.) 
Das ,,2l-Punkte-Programm" ist demnach aber jedenfalls nicht 
so harmlos, wie es Herr Dr. Bloch in einem Brief vom 
17. März 1950 hinzustellen beliebt. Leider findet sich dIeses 
Programm nicht in den diesbezüglichen, wenn auch noch 
nicht ganz ausgewerteten Akten. 
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Durch die Bildung des Nationalrates der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland am 3. Februar 1950 
und durch die Unterstützung des Programms der Nationa­
len Front, wie sie von den fortschrittlichen Kräften der 
CDU sofort ausgesprochen wurde, verband. sich der Erneue­
rungsprozeß innerhalb der CDU mit dem Prozeß der inne­
ren und äußeren Festigung der Deutschen Demokratischen 
Republik. Indem sicll die Christlich-Demokratische Union 
auf den Geist des Gründungsaufrufs vom 26. Juni 1945 
~urü~besann, konnte sie - lUlter Berücksichtigu.11g der 
lDzwlSchen geschaffenen sozialen Errungenschaften im 
Osten Deutschlands - ihrer nationalen und sozialen Ver­
antwortung wieder in vollem Umfange gerecht werden. 

Dieser Prozeß der inneren Erneuerung der CDU vollzoa 
sich im Laufe des Jahres 1$50 sehr rasch auf zwei Ebenen~ 
und zwru" auf der politisch-oroganisatorischen und auf der 
politisch-ideologischen. 

Was die politisch-organisatorische Erneuerung der Partei 
betrifft, so spielten in diesem Zusammenhang jene KO'nfe­
renzen eine besondere Rolle, die die ParteiführlUlg im 
Frühjahr 1950 einberief. Und zwar handelte es sich dabei 
um eine Konferenz junger CDU-'Funktionäre, die im April 
19>50 in Leipzig stattfand und vor der Generalsekretär 
Gerald Götting und der Vorsitzende der FDJ, Erich 
Honecker, referierten. Kurze Zeit darauf fand eine Kon­
ferenz der Funktionäre der eDU in der Nationalen Front 
des demokratischen Deutschland statt. Durch diese Konfe­
renzen sowie durch die Landesparteitage der CDU im 
Sommer 1950 wurde die politisch-organisatorische Festi­
gung der erneuerten eDU soweit abgeschlossen, daß auf 
dem 5. Partei1lag der eDU im September 1!95<l der Durd1-
bruch der fortschrittlichen Kräfte in der eDU eine fest­
stehende Tatsache geworden war. 

In These XIII zur Geschichte der CDU heißt es dazu: 
"Der 5. Parteitag war der Triumph der friedliebenden 

und demokratischen Kräfte in der CDU. Dieser Parteitag 
schuf Klarheit über ctie politischen Aufgaben der Partei. 
Daraus erwuchs eine große politische Aktivität der christ­
lichen Demokraten im Kamp! für die Sicherung des Frie­
dens und die Wiederherstellung eines unabhängigen demo­
kratischen Deutschland. Gleichzeitig festigte er ctie Orga­
nL .. ation <let Partei. "98) 

Was die Erneuen,mg der Partei auf politisch-ideologischer 
Ebene betrifft, so muß hLer vor allern auf zwei Tatsachen 
hingewiesen werden, <He Zeugnis dafür sind, daß sich die 
fortschrittlichen Kräfte in der enu sowohl über die aktu­
elle Bedeutung als auch über die historische Perspektive 

DS) Dokumente der CDU, Berlin 1956, Sei te 15. 
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der Schaffung des Arbeiter-und-Bauern-Staates, oder mit 
anderen Worten: der Durchführung der zweiten Phase der 
volksdemokratischen Revolution Klarheit verschafft hat­
ten. Bei diesen beiden Tatsachen handelt es sich erstens 
um die Rede Otto Nuschkes vor dem 1. Nationalkongreß 
im August 1950, in der er die gemeinsame Liste der Natio­
nalen Front des demokratischen Deutschland für d ie Volks­
wahlen zum 15. Oktober 1950 begründete9 (}), und zweitens 
wn die Erklärung des Hauptvorstandes der CDU über "Die 
Bedeutung der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution", 
die aus Anlaß des 33. Jahrestages der Oktoberrevolution 
am 7. November 1950 veröffentlicht wurde. 

Diese Erklärung vom 7. November 1(950, aufbauend auf 
der vom 26. Januar 1950, zog einerseits einen Schlußstrich 
unter die Demagogie eines "christlichen Sozialismus", und 
sie arbeitete andererseits mit einer für eine kleinbürg.er­
lkh-demokratische Partei bemerkenswerten Präzision die 
Bedeutung .der Oktoberrevolution für den Weg der fort­
schrittlichen Kräfte in Deutschland, heraus: 

" Die Sowjetunion ist der erste Staat, in dem der Sozia­
lismus aus dem Stadium der 'I'heorie in das seiner Ver­
wirklichung eingetreten ist. Alle theoretischen Auseinan­
dersetzungen über den Sozialismus und alle sozialistische 
Politik ist von nun an nicht mehr denkbar ohne die in der 
Sowjetunion gemachten Erfahrungen, ohne ctie Würctigung 
der Verwirklichung des Sozialismus. - Wenn ctie demo­
kratischen Kräfte in Deutschland im Interesse des Frie­
dens, im Interesse der nationalen Einheit und im Interesse 
des SozialisIll.us diese Konsequenzen ziehen, werden sie 
in ihrer täglichen Arbeit die Politik der Regierung der 
DDR unterstützen, die auf die dauernde Freundschaft mit 
der Sowjetunion, auf ctie gute Nachbarschaft mit den volks­
demokratischen Ländern und auf di e Zusammenarbeit mit 
den Menschen guten Willens in der ganzen Welt gerichtet 
ist."100) 

Damit waren die politischen und ideologischen Voraus­
setzungen dafür geschaffen, daß die Christlich-Demokra­
tische Union W1 Sommer 1952 die führende Rolle der Partei 
der Arbeiterklasse beim Aufbau des Sozialismus anerken­
nen, und den sozialistischen Aufbau selbst unterstützen 
konnte. In der Teilnalune am Aufbau des Sozialismus ver­
wirklichen heute die Mitglieder der Christlich-Demokra­
tischen Union die prinzipiellen Forderungen, die im Grün­
dungsaufruf vom 26. Juni 1945, niedergelegt worden waren. 
Auf! diese Weise gelangte zum erstenmal in der deutschen 
Geschichte eine christliche Partei auf eine politische und 
ideologische Position, von der aus sie nich t länger von den 

D9) "Tägliche Rundschauu vom 23. August 1950. 
100) Dokumente der CDU, Berlln 1956, SeHe 91, bzw. "Tägliche 

RundsChau" vom 8. November 1950. 
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Kräften des Imperialismus mißbraucht werden konnte. Im 
Gegenteil wurde sie - gestärkt durch die Erfahrungen in 
einem \ kompLizierten politischen und ideologischen Enrt­
wicklungsprozeß tmd konsequent unter der Führtmg der 
Partei der Arbeiterklasse kämpfend - die organisierende 
K'raft für die fortschrittlichen Christen bei der F,estigung 
unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates und damit beim Auf­
bau einer neuen Welt des F'riedens und der sozialen Ge­
reclltigkeit. 

Schlußbemerkung 

Vor kurze'm ist im Dietz Verlag ein Buch von Jindrich 
Ve seI y "Prag - Februar 1948" erschienen. In diesem 
Buch wird u. a. auch eindrücklich geschildertj wie in der 
Geschichte unserer tschechischen Bruderpartei, der Tsche­
choslowakischen Volkspartei, ähnliche Erscheinungen wie 
in unserer Partei aufgetreten sind. Darin wird bestätigtj 
was aus der Rede Gerald Göttings vom Juni 1951 am Ende 
des II!. Kapitels der vorliegenden Schrift zitiert wird. 
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